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die vorliegenden iaf-informationen ba-

sieren auf einer Fachtagung, die schon in 

2020 geplant war und in 2021 in Koope-

ration mit dem Haus am Dom in Frankfurt 

als Hybrid-Veranstaltung stattfi nden 

konnte. So war es trotz der Pandemiela-

ge möglich, Expert:innen, Politik und 

Verwaltung sowie Interessierte vor Ort 

und Online zusammenzubringen und 

sich über familienpolitische Leistungen 

auszutauschen.

Warum dieses Thema? Wir leben in einer 

Einwanderungsgesellschaft, die sich 

immer wieder wandelt. 2005 war anders 

als 2015 oder 2021. Wie aber wandelt sich 

Familienpolitik? Welche Rolle spielen mi-

grantische Familien? Immerhin haben gut 

40 Prozent der Familien mit Kindern in 

Deutschland einen Migrationsbezug. Die 

politische Ebene schaff t die Gesetzeslage, 

die Verwaltungen führen diese aus. Wer-

den die Familien aber auch erreicht? Ken-

nen migrantische Familien die staatlichen 

Familienleistungen? Wer hat im Einzelnen 

Anspruch auf welche Leistungen, welche 

Rolle spielen dabei Staatsangehörigkeit 

und Aufenthaltsstatus? Und welche Erfah-

rungen machen die Familien selbst, wo 

fi nden sie Beratung und Unterstützung? 

Wie lässt sich erklären, dass trotz eines 

Anspruchs migrantische Familien oft 

keine Leistungen beantragen?

Diese und andere Fragestellungen woll-

ten wir auf der Fachtagung diskutieren. 

Der Vortrag von Claudius Voigt (Projekt Q 

– Qualifi zierung der Flüchtlingsberatung, 

GGUA Münster) wies auf die rechtlichen 

Ausschlüsse und Diskriminierungen für 

Migrant:innen hin.

Im Vorfeld der Tagung haben wir Famili-

en, Berater:innen und Fachkräfte befragt: 

Wie kommen die Familien an die Leistun-

gen und welche Barrieren existieren? Wo 

sind die Stellschrauben und was muss 

getan werden? Einige Interviews haben 

wir aufgezeichnet und auf der Tagung in 

einem Videobeitrag gezeigt.

Das anschließende Podium griff  diese 

Fragen auf. Beraterinnen, die aus der 

Praxis berichteten, kamen in Austausch 

mit den ausführenden Behörden und der 

gesetzgebenden Instanz. So konnten wir 

ein Spiegelbild für Politik und Behörden 

schaff en: was kommt eigentlich bei den 

Familien wirklich an? 

Die Beraterinnen Encarni Ramirez Vega 

(Frauenrecht ist Menschenrecht e.V., 

FIM) und Nuria Silvestre (Migrations-

beraterin für erwachsene Zuwanderer, 

MBE, Geschäftsstelle Leipzig) bestätig-

ten die Probleme aus dem Vortrag und 

den Erzählungen der Familien. Christian 

Schlindwein und Najim Boussouf von der 

Familienkasse Hessen stellten das neue 

Konzept und neue Wege vor, die für einen 

leichteren Zugang der migrantischen Fa-

milien in Hessen sorgen sollen. Christine 

Mühlbach (Leiterin Referat »Internationa-

le Familienpolitik und gesellschaftliche 

Integration von Familien«, BMFSFJ) ging 

auf die familienpolitischen Intentionen 

der Politik, deren Veränderungen und 

neue Ausrichtungen ein.

Anspruch und Wirklichkeit nähern sich 

nur langsam an. Es bedarf weiterer umfas-

sender Maßnahmen wie Bürokratieabbau, 

Mehrsprachigkeit und schnellere Zugän-

ge. Einig waren sich die Teilnehmer:innen 

des Podiums, dass eine Kindergrundsi-

cherung viele Vorteile brächte. 

Neben den Redebeiträgen der Fachta-

gung fi nden Sie in dieser Ausgabe zusätz-

liche Beiträge von Encarni Ramírez Vega 

sowie von Britta Altenkamp, MdL und 

Vorsitzende des Zukunftsforum Familie 

e.V. zum Thema Kindergrundsicherung. 

Der Verband ist mittlerweile dem Bündnis 

Kindergrundsicherung beigetreten. 

Politik muss sich mehr mit migrantischen 

Familien befassen, sie muss die Besonder-

heit des Aufenthaltsstatus und der Staats-

angehörigkeit stärker berücksichtigen. 

Die Barrieren, die Zugänge, die Sprache, 

all das, was migrantische Familien in ihren 

vielseitigen Lebenssituationen betriff t. 

Familienleistungen oder Kindergrundsi-

cherung, wenn sie denn kommt, müssen 

allen Kindern zustehen.

Wir wünschen Ihnen eine anregende 

Lektüre, Ihre 

Chrysovalantou Vangeltziki  
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In unseren Texten, die auch online zur Ver-

fügung stehen, werden wir künftig statt 

mit dem Sternchen mit dem Doppelpunkt 

gendern. Viele Menschen mit Sehbehin-

derungen sind auf Screenreader-Pro-

gramme angewiesen, die beim Gender-

stern das Sonderzeichen mitlesen, beim 

Doppelpunkt hingegen setzt die Software 

stattdessen eine kurze Pause – ähnlich der 

verbalen Sprache. 
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Grußwort Sidonie Fernau 
Bundesvorsitzende Verband binationaler Familien und Partnerschaften, iaf e.V.

Liebe Teilnehmer:innen und Zuschauer:innen, liebe Frau Mackroth, liebe Gäste,

ich möchte Sie heute zu unserer Fachtagung »Familienpolitische Leistungen und 

gleichberechtigte Teilhabe von Familien mit Migrationsgeschichte« im Haus am 

Dom in Frankfurt herzlichst begrüßen. 

Als Familienverband und Interessens-

vertretung für binationale, globale und 

migrantische Familien fange ich direkt mit 

einer einleitenden Fragestellung an, die 

uns seit fast 50jähriger Verbandsexistenz 

begleitet: Was brauchen Familien? 

Mit unserer heutigen Fachtagung möch-

ten wir den Diskurs über familienpoliti-

schen Leistungen und ihren Möglichkei-

ten zur gesellschaftlichen Teilhabe aus 

der Brille der migrantischen Familien, und 

damit aus der Sicht von migrantischen 

Kindern und Jugendlichen und ihren El-

tern, uns genauer anschauen. Kindergeld, 

Kinderzuschlag und Elterngeld sollen 

heute auf den Prüfstand gestellt werden. 

Wer hat Kenntnis von diesen staatli-

chen Familienleistungen? Wie können 

migrantische Familien erreicht werden? 

Wie wirkt sich der Verwaltungsaufwand 

und das sprachliche Verständnis bei der 

Antragstellung aus? Wer hat im Einzelnen 

Anspruch auf welche Leistung? Welche 

Rolle spielen dabei Staatsangehörigkeit 

und Aufenthaltsstatus? Anlass zu dieser 

Fachtagung hat uns unsere ständige Be-

ratungspraxis gegeben. »Etliche Familien 

beantragen keine Leistungen, selbst wenn 

sie Anspruch darauf hätten, weil sie be-

fürchten, dass sich eine Inanspruchnahme 

negativ auf ihren Aufenthaltsstatus aus-

wirken könne«, so unsere Berater:innen 

aus dem Verband.

Historisch betrachtet haben familien-

politische Leistungen eine langjährige 

Geschichte in der deutschen Familienpoli-

tik, welche sich aus einem eng vernetzten 

System zwischen Familienlasten- und 

Familienleistungsausgleich bewegen. 

Auch das Zusammenkommen zwischen 

Steuer-, Sozial- und Unterhaltsrecht kann 

für das Verständnis der einzelnen Eltern 

und sogar für den Rechtsanwender oft 

beschwerlich sein. Schon im 7. Familien-

bericht spricht die Bundesregierung von 

einer nachhaltigen Familienpolitik. Ziel- 

und Wirkungsüberprüfung fi nanzieller 

Fördermaßnahmen für Familien sollten 

durchgeführt werden. Geldleistungen für 

Familien sollten neu zentriert werden, um 

ihre Wirksamkeit zu erhöhen. Am 1. Janu-

ar 2005 kam sodann der Kinderzuschlag 

und auch das Elterngeld ließ nicht lang 

auf sich warten und folgte am 1. Januar 

2007. Anders jedoch das Kindergeld, wel-

ches in der Riege der familienpolitischen 

Leistung schon sein über 60-jähriges 

Jubiläum feierte. 

Migrantische Familien leben im Durch-

schnitt von einem deutlich geringeren 

Einkommen und sind somit häufi ger von 

Armut bedroht als nicht-migrantische Fa-

milien. Die vergleichsweisen niedrigsten 

Durchschnittseinkommen und höchsten 

Armutsgefährdungsquoten weisen Fami-

lien aus den Hauptasylherkunftsländern 

auf. Die meisten Einwandererfamilien 

bestreiten ihren Lebensunterhalt durch 

eigene Erwerbstätigkeit, sind im Vergleich 

zu Familien ohne Migrationsgeschichte 

aber häufi ger auf staatliche Unterstüt-

zungsleistungen angewiesen. 

Dies gilt insbesondere für Mehrkindfami-

lien. Der gesellschaftliche Anschluss zur 

chancengerechten Teilhabe und Partizipa-

tion in der Bundesrepublik Deutschland 

fällt diesen Familien oft schwer. Nach 

dem aktuellen 9. Familienbericht ist es für 

die Bundesregierung wichtig, dass neu 

zugewanderte Familien über Ansprüche, 

Leistungen und Angebote informiert 

werden, damit sie ihr Familienleben in 

Deutschland eigenständig und wirt-

schaftlich unabhängig leben können.

Mit unserer heutigen Fachtagung möchten 

wir mit Vertreter:innen aus unterschied-

lichen Bereichen darüber diskutieren, ob 

und wie dieses Ziel bereits erreicht wurde 

und an welchen Stellschrauben wir als 

Gesellschaft und in der Politik drehen müs-

sen, um dem Armutsrisiko von Familien 

und Kindern vorzubeugen. Darüber reden 

wir heute in einem Podium aus der Sicht 

von betroff enen Eltern, aus der beratenden 

Praxis, der Migrant:innenorganisation, der 

Sicht des Bundesfamilienministeriums und 

natürlich aus der Sicht unseres Verbandes. 

Claudius Voigt vom Verein »Gemein-

nützige Gesellschaft zur Unterstützung 

Asylsuchender« wird uns vorab einen 

einführenden Beitrag dazu geben.

Herzlichen Dank!
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Die Digitalisierung der Zugänge zu Leis-

tungen bietet Vorteile für alle Familien – 

sie zahlt aber besonders für jene Familien 

ein, bei denen Deutsch nicht die Mutter-

sprache ist.

Durch intelligente Fragenlogik in den 

digitalen Antragsassistenten werden we-

niger Fragen gestellt, muss weniger Text 

gelesen werden. Die digitalen Anträge 

sind einfacher formuliert und wichtige 

Informationen können direkt durch 

Infoboxen verständlich vermittelt werden. 

In den ersten digitalen Antragsassisten-

ten soll künftig auch eine Videoberatung 

direkt zugeschaltet werden können. 

Der Kinderzuschlag ist die erste Leistung, 

die wir über diesen Weg anbieten. Auch 

für Elterngeld steht heute schon in sieben 

Bundesländern mit ElterngeldDigital.de 

ein digitaler Antragsassistent bereit. Bis 

Ende dieses Jahres soll das Angebot bun-

desweit verfügbar sein. Beides fi nden Sie 

unter familienportal.de, Rubrik »Rechner 

und Anträge«.

Perspektivisch wollen wir die Digitalisie-

rung weiterer Leistungen beschleunigen 

und überall komplett papierlose Anträge 

anbieten. Das bedeutet, dass auch Nach-

weise mit dem Handy abfotografi ert und 

hochgeladen werden können. Auf einige 

Nachweise können wir dank des Digita-

len-Familienleistungen-Gesetzes künftig 

sogar ganz verzichten. Hier können sich 

die Behörden die notwendigen Daten auf 

elektronischem Weg selbst besorgen – 

z.B. die sonst umfangreichen Nachweise 

des Einkommens aus abhängiger Be-

schäftigung beim Antrag auf Elterngeld. 

Doch viele zugewanderte Familien wissen 

wahrscheinlich gar nicht, welche Leistun-

gen ihnen zustehen könnten, wonach sie 

überhaupt suchen sollen. Hier haben wir 

als erste Anlaufstelle das Infotool Familie 

eingerichtet. Es ist ebenfalls über die Seite 

»Rechner und Anträge« des Familienpor-

tals erreichbar. Die Eltern klicken sich auf 

dieser Seite durch einfache Fragen durch 

und erfahren nach wenigen Minuten, auf 

welche Leistungen sie voraussichtlich 

Anspruch haben und wo sie auf dem 

Familienportal weitere Informationen 

dazu fi nden. 

Doch obwohl Behörden wie die Bundes-

agentur für Arbeit, die EU-Gleichbehand-

lungsstelle, das Dachportal der Bundesre-

gierung für Fachkräfte aus dem Ausland 

und viele Migrant:innenorganisationen 

bereits Broschüren und Informationen in 

anderen Sprachen nutzen, erfahren wir 

von den Dachverbänden der Migrant:-

innenselbstorganisation, dass es erhebli-

che Informations- und Orientierungsbe-

darfe gibt, und zwar nicht nur zu Fami-

lienleistungen selbst, sondern auch zu 

Zugängen zu Leistungen und Diensten. 

Eine sprachliche Übersetzung ist hilfreich, 

aber nicht ausreichend für einen guten 

Zugang bzw. die Inanspruchnahme von 

Leistungen.

Daher haben wir zusammen mit dem 

Bundeselternnetzwerk für Bildung und 

Teilhabe bbt ein 18-monatiges Projekt ge-

startet, das Barrieren der Inanspruchnah-

me von Familienleistungen durch Familien 

mit Einwanderungsgeschichte abbauen 

helfen will. Ziel des Projekts 

»FGI – Familien gut informiert – Informa-

tionen über Familienleistungen zielgrup-

pengerecht gestalten« ist es, Barrieren für 

Familien mit Einwanderungsgeschichte 

bei der Inanspruchnahme von Familien-

leistungen zu erkennen und abzubauen. 

Wir wählen ein praktisches Vorgehen: 

gemeinsam mit relevanten Akteuren der 

Einwanderungscommunities werden 

Bedarfe ermittelt und im Rahmen von 

Multiplikatorenworkshops vermittelt. Wir 

wissen von dem großen Bruder unserer Ju-

gendmigrationsdienste, der Migrationsbe-

ratung für erwachsene Zuwanderer (MBE), 

dass das Thema Familie zu den häufi gsten 

Beratungsthemen gehört. Zugleich richten 

gerade neu Zugewanderte und Gefl üchte-

te ihr Informationsverhalten nicht an den 

klassischen Wegen der Institutionen und 

Flyer aus, sondern sind auf digitalen Pfa-

den in den Sozialen Medien und in ihren 

Herkunftscommunities unterwegs. 

Antworten aus Wissenschaft und Praxis 

sind für die Inanspruchnahme von Leis-

tungen durch zugewanderte Familien von 

hoher Relevanz. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Frau Fernau, liebe Frau Vangeltziki,

Deutschland prägt eine gelebte Vielfalt. Fast 40 Prozent aller Familien haben 

einen »Migrationshintergrund«, das heißt, ein Elternteil oder dessen Eltern sind 

nicht hier geboren, sondern zugewandert. Dabei ist keine Familie wie die andere: 

Herkunftsländer, Zuwanderungsmotive, und Lebensumstände der Familien sind 

sehr verschieden. Und trotzdem eint sie in der Summe, dass ihre soziale Teilhabe 

geringer ist. 

Der Neunte Familienbericht hat klar for -

muliert, dass Deutschland auf Zuwande-

rung angewiesen ist und wir die Chancen 

der Migration am besten nutzen können, 

wenn wir die Teilhabechancen zugewan-

derter Familien stärken. Die Berichts-

kommission hat vornehmlich den Abbau 

bürokratischer Hürden für den Familien-

nachzug sowohl zugewanderter Arbeits- 

beziehungsweise Fachkräfte als auch 

Schutzbedürftiger gefordert. Außerdem 

mahnt sie passgenaue Angebote an 

Sprach- und Integrationskursen sowie 

berufl ichen Orientierungs- und Weiter-

bildungskursen für Eltern an. 

Für genauso wichtig halte ich das Thema, 

das Sie für Ihre heutige Fachveranstaltung 

gewählt haben und das mich in einem 

größeren Kontext schon seit längerem 

umtreibt: Wie erreichen die Leistungen, 

die Familien zustehen, ihre Zielgruppe?

Es geht uns dabei um Familienleistungen, 

das heißt Geldleistungen, steuerrechtliche 

Maßnahmen, Realleistungen und Sozial-

versicherungsleistungen für Eltern und 

Kinder, bis sie auf eigenen Beinen stehen. 

Die Wirksamkeit der Leistungen treibt uns 

seit der Gesamtevaluation der Familien-

leistungen um. Und zwar deshalb, weil 

wir unsere Familienleistungen an nach-

haltigen Zielen ausgerichtet haben, die 

die soziale Ungleichheit von Familien ver-

ringern und soziale Teilhabe erhöhen: der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf, der 

Partnerschaftlichkeit und der wirtschaftli-

chen Stabilität. Das setzt allerdings voraus, 

dass unsere Maßnahmen allen Familien 

bekannt sind und in Anspruch genommen 

werden können. 

Wer welche Leistungen beantragt, wird 

statistisch nicht diff erenziert erfasst. Doch 

aus der Berichterstattung wissen wir, dass 

Familien mit Migrationshintergrund von 

den Familienleistungen weniger profi tie-

ren als es ihnen möglich wäre. Das gilt für 

im Ausland Geborene wie für hier Gebo-

rene. Viele unserer Antragsleistungen sind 

zu komplex, um möglichst zielgenau zu 

wirken. 

Ein Weg, den wir in den letzten Jahren 

als Vorreiter beschritten haben ist, die 

Digitalisierung stärker für die Familien zu 

nutzen. Wir wollen allen Familien, auch 

und besonders den migrantischen Fami-

lien, einfache Zugänge zu Antragsleistun-

gen bieten. 

Für wen der Gang zum Amt bisher eine 

Hürde war, kann das jetzt zum Teil einfach 

online über unsere zentrale Informations-

seite familienportal.de erledigen – mit kür-

zeren und einfacheren Anträgen als bisher. 

Hier fi nden Sie zudem Informationen zu 

allen Familienleistungen sowie weitere 

Hinweise, Tipps und Anlaufstellen für 

Eltern. Das Angebot existiert in zehn 

Sprachen sowie in Leichter Sprache. 

Es ermöglicht einen ersten Überblick über 

zentrale Familienleistungen wie Eltern-

geld, Kinderzuschlag oder Unterhaltsvor-

schuss – als Text oder, auch beliebt, als 

Erklärvideo. 

Grußwort Petra Mackroth
Leiterin der Abteilung Familie, Bundesfamilienministerium (BMFSFJ)

Petra Mackroth 

war online zugeschaltet.
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Sehr geehrte Teilnehmende,

Deutschland profi tiert von Zuwanderung 

und ist auch in Zukunft darauf angewie-

sen. Wir brauchen Fachkräfte, um unsere 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu 

erhalten. Die Fachkräfte mögen alleine 

kommen, alleine hier bleiben wollen sie 

nicht. Schon heute geben 43 Prozent 

»familiäre Gründe« für ihre Zuwanderung 

an, nach dem Hauptzuwanderungsmotiv 

Arbeit. Das heißt, wir müssen uns um die 

Familien kümmern, damit sie hier bleiben. 

Wichtig ist, und das hat auch der Neunte 

Familienbericht empfohlen, die soziale 

Teilhabe von Familien mit Migrationsge-

schichte zu stärken: Migration und Inte-

gration sind eine Familienangelegenheit. 

Und die Mütter sind diejenigen, die die 

Integration der Familie vorantreiben.

Daher hat unser Haus Programme wie 

»Stark im Beruf – Mütter mit Migrations-

hintergrund steigen ein« und »Kita-Ein-

stieg: Brücken bauen in frühe Bildung« 

aufgelegt. Von Kita-Einstieg profi tieren 

besonders Mütter mit Fluchthintergrund, 

da sie u.a. die Teilnahme an Integrations- 

und Berufssprachkursen und den Wie-

dereinstieg in den Beruf ermöglichen. In 

»Stark im Beruf« zeigen wir, dass und wie 

es gelingt, zugewanderte Frauen in Fami-

lienverantwortung beim Schritt auf den 

Arbeitsmarkt zu unterstützen: Inzwischen 

sind 16.000 Mütter dabei gewesen, die 

Hälfte ist nach »Stark im Beruf« in sozial-

versicherungspfl ichtiger Beschäftigung, in 

Qualifi zierung oder Ausbildung. Das ge-

lingt durch eine durchgehende Begleitung 

mit alltagsintegrierter Sprachförderung, 

sozialpädagogischer und Peer-to-Peer-

Begleitung und Vereinbarkeitslösungen.

Projekte wie »Lesen bringt uns weiter. 

Lesestart für Flüchtlingskinder« eröff nen 

Kindern und Jugendlichen bald nach ihrer 

Ankunft in Deutschland einen Zugang 

zur deutschen Sprache und unterstützen 

ihre Integration. Auch das Bundespro-

gramm »Sprach-Kitas: Weil Sprache der 

Schlüssel zur Welt ist« hat hier einen 

wichtigen Impuls gesetzt. Leider nehmen 

Kinder mit Migrationshintergrund nach 

wie vor deutlich seltener ein Angebot 

der Kindertagesbetreuung in Anspruch 

als Kinder ohne Migrationshintergrund. 

Unterschiede in der Betreuungsquote 

zeigen sich vor allem bei den Unter-

Drei-Jährigen. Die Bildungschancen von 

Kindern mit Migrationshintergrund und 

Fluchtgeschichte müssen weiter deutlich 

verbessert werden. 

Parallel müssen wir weiter daran arbeiten, 

zugewanderte Familien über ihre Ansprü-

che zu informieren, damit sie ihr Famili-

enleben eigenständig leben können. Wie 

kann uns das noch besser gelingen? Ich 

freue mich auf Ihre Anregungen! 

www.familienportal.de

Rubrik »Infotool Familienleistungen«

Familienleistungen wurden in den letz-

ten Jahren erheblich ausgeweitet und 

haben eine größere Bedeutung erlangt.

Allgemeines zu den Familienleistungen

  

Wenn wir von Familienleistungen spre-

chen, dann geht es im klassischen Sinn 

im Einzelnen um Kindergeld, Kinderzu-

schlag, Elterngeld, Unterhaltsvorschuss 

und als Sonderleistungen 2020/21 die 

coronabedingten Ausgleichszahlungen. 

Diese waren z. T. gebunden an das Kinder-

geld und haben damit Menschen nicht 

deutscher Staatsangehörigkeit ausge-

schlossen, wenn sie keinen Kindergeld-

anspruch hatten. Anders sieht es aus mit 

der Ausgleichszahlung des Kinderfreizeit-

Bonus 2021. Dieser ist nicht gebunden an 

andere Leistungen und somit für weitere 

Berechtigte abrufbar.

Der Kreis der Berechtigten für einzelne 

Familienleistungen wurde erweitert, so 

haben z.B. jetzt auch Kinder über 12 Jahre 

einen Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. 

Durch die Begrenzung der Anrechnung 

anderer Einkommen wurden für Familien 

über die Geringverdiener-Grenze hinaus 

bis in die Mittelschicht hinein Ansprüche 

für den Kinderzuschlag möglich. Ebenfalls 

verändert hat sich die Höhe der Leistun-

gen. So ist 2021 im Vergleich zum Jahr 

2019 das Kindergeld auf maximal 219 

Euro (194 Euro 2019), der Kinderzuschlag 

auf 205 Euro (170 Euro 2019) und auch 

der Unterhaltsvorschuss auf 309 Euro 

(282 Euro 2019) gestiegen. Man kann 

natürlich immer noch darüber streiten, 

ob die Zahlungen ausreichen.

Für Menschen ohne deutsche Staatsan-

gehörigkeit haben die Familienleistun-

gen eine besondere Bedeutung, weil 

diese Personengruppe häufi ger über ein 

geringeres Einkommen verfügt und damit 

häufi ger von Armut betroff en ist. Auch 

ausländerrechtlich haben die Familienleis-

tungen eine besondere Stellung, weil sie 

als »unschädliche Sozialleistungen«, bzw. 

öff entliche Leistungen defi niert werden. 

Damit können sie wie Erwerbseinkommen 

zur Lebensunterhaltssicherung beitragen 

(§ 2 Abs. 3 AufenthG). Dies ist wichtig für 

die Erteilung und Verfestigung von Auf-

enthaltstiteln sowie für die Einbürgerung. 

Der Bezug von Leistungen nach SGB II oder 

Hartz VI ist dagegen schädlich für eine 

Aufenthaltsverfestigung. Deshalb scheu-

en sich viele Migrant:innen, die eigentlich 

einen Anspruch auf Familienleistungen 

haben, diese zu beantragen. 

Gleichzeitig gibt es immer wieder Fälle, 

bei denen die Behörde eine Aufenthalts-

verfestigung ablehnt, weil der Lebens-

unterhalt nicht gesichert ist. Würde die 

Familie Familienleistungen in Anspruch 

nehmen – vorausgesetzt sie erfüllt die 

Bedingungen– könnten diese zum Fami-

lieneinkommen hinzugerechnet werden 

und die Sicherung des Lebensunterhaltes 

wäre nachgewiesen und damit auch die 

Bedingung für einen verfestigten Aufent-

haltstitel oder für einen Familiennachzug 

erfüllt. Information und gute Beratung 

sind daher für die Familien sehr wichtig.

Was brauchen Familien?  
Ansprüche auf Familienpolitische Leistungen für migrantische Familien, 

für Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit
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Nicht alle Menschen ohne deutsche 

Staatsangehörigkeit haben Anspruch auf 

Familienleistungen. 

BEISPIEL:

Familie G., eine vierköpfi ge Familie aus 

Syrien ist seit zwei Jahren im Asylverfahren. 

Daher verfügen alle Familienmitglieder 

über eine Aufenthaltsgestattung, den 

Aufenthaltsnachweis während des Asyl-

verfahrens. Die Aussicht auf eine positive 

Asylentscheidung und die damit verbun-

dene Bleibeperspektive ist sehr hoch. Frau 

G. hat eine Vollzeitstelle als Verkäuferin. Ihr 

Einkommen ist so hoch, dass die gesamte 

Familie keine ergänzenden Sozialhilfeleis-

tungen benötigt. 

Die Familie hat sich nun beraten lassen, ob 

evtl. Ansprüche auf weitere Unterstützung 

durch Familienleistungen bestehen.

Die Familie erhält kein Kindergeld, weil sie 

nur eine Aufenthaltsgestattung hat und 

folglich auch keinen Kinderzuschlag. Auch 

ein Anspruch auf Elterngeld bzw. Unter-

haltsvorschuss, vorausgesetzt die anderen 

Voraussetzungen wären erfüllt, besteht 

nicht.

Für die syrische Familie bedeutet dies, 

dass sie monatlich mit mehreren Hundert 

Euro weniger auskommen muss als eine 

vergleichbare deutsche Familie. Dies ist 

unverständlich, denn Frau G. geht einer 

Erwerbstätigkeit nach, sie ist in das 

Arbeitsleben integriert und die Familie 

ist nicht auf ergänzende Sozialhilfeleis-

tungen angewiesen. Weiterhin wird die 

Familie absehbar langfristig in Deutsch-

land leben aufgrund der Aussicht auf eine 

positive Asylentscheidung. 

Der Ausschluss dieser Familie vom Bezug 

einer Familienleistung ist eine Ungleich-

behandlung, die m. E. verfassungsrecht-

lich unzulässig ist. Zu diesem Sachverhalt 

gibt es bereits gerichtliche Verfahren, 

aktuell ist dazu ein Verfahren beim Bun-

desverfassungsgericht anhängig.
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Zur Rechtslage für Drittstaatsangehörige

Für bestimmte Gruppen von Drittstaats-

angehörigen wurden zum 1. Januar und 

zum 1. März 2020 die Ansprüche auf Fami-

lienleistungen erheblich erweitert. Aktuell 

besteht bei fast allen Aufenthaltstiteln 

ein Anspruch auf Familienleistungen. Der 

Rechtsanspruch gilt hier immer für die 

Kinder dieser Personengruppe, nicht für 

sie selbst. 

So haben z.B. folgende Gruppen von 

Drittstaater:innen einen Anspruch auf 

Kindergeld und die damit verbundenen 

weiteren Leistungen:

» Personen mit einem Aufenthalt für eine 

Ausbildung nach §16a Aufenthaltsge-

setz;

» Personen aus Drittstaaten, die zum 

Studium nach Deutschland kommen 

(§16b), wenn sie zeitgleich eine Er-

werbstätigkeit ausüben;

» Personen mit humanitären Aufent-

haltstiteln (v.a. Gefl üchtete) (§23 Abs. 

1, §23a, §25 Abs. 3 bis 5 Aufenthalts-

gesetz), wenn entweder eine Erwerbs-

tätigkeit vorliegt oder die Aufenthalts-

dauer mindestens 15 Monate beträgt;

» Personen mit einer Beschäftigungs-

duldung (§ 60a Abs. 2 S. 3 i. V. m § 60d 

AufenthG);

Aber weiterhin keinen Anspruch haben 

dagegen folgende Gruppen:

» Personen mit einer Ausbildungsdul-

dung (§ 60a Abs. 2 S. 3 i. V. m. § 60c 

AufenthG);

» Personen mit einer »normalen« Dul-

dung (§ 60a AufenthG), die viele Men-

schen in Deutschland haben, die z.B. 

nicht abgeschoben werden können;

» Personen mit einer »Duldung für Perso-

nen mit ungeklärter Identität« (§ 60a i. 

V. m. § 60b AufenthG) – die sogenann-

te »Duldung light«;

» Personen mit einer Aufenthaltsge-

stattung (§ 55 AsylG), die während 

des Asylverfahrens gilt – wie im o.g. 

Beispiel der syrischen Familie;

Grundsätzlich sind in länderübergrei-

fenden Familienkonstellationen häufi g 

komplexe, schwierige Sachverhalte bzgl. 

der Familienleistungen zu klären.

BEISPIEL:

Frau S. ist nigerianische Staatsangehörige. 

Sie hat eine gemeinsame einjährige Tochter 

mit einem deutschen Staatsbürger. Die 

Eltern sind getrennt und die Tochter lebt bei 

Frau S. Die Tochter hat die deutsche Staats-

angehörigkeit, weil der Vater Deutscher 

ist. Frau S. ist nur im Besitz einer Duldung, 

da sie keinen Pass vorlegen kann. Und 

ohne Erfüllung der Passpfl icht wird keine 

Aufenthaltserlaubnis erteilt, deshalb bleibt 

die Mutter im Status der Duldung.

Aufgrund der Duldung erhält Frau S. kein 

Kindergeld für ihre deutsche Tochter. Der 

Anspruch des Kindergeldes leitet sich 

nicht vom Status des Kindes ab, sondern 

vom Status der Mutter. Und sie erhält 

auch keinen Kinderzuschlag wegen des 

fehlenden Kindergeldanspruchs. Und 

sie würde auch kein Elterngeld erhalten, 

wenn es darum gehen würde.

Denkbar wäre hier jedoch ein Anspruch 

auf Unterhaltsvorschuss. Dieser würde 

dann auch höher ausfallen, denn er darf 

nicht um das Kindergeld gekürzt werden 

und würde hier bei 393 Euro (174 + 219 

Euro) liegen. Der Grund für den Anspruch 

ist, dass beim Unterhaltsvorschuss – an-

ders als bei den anderen Familienleistun-

gen – der Aufenthaltsstatus des Elternteils 

oder des Kindes ausschlaggebend ist. 

Denkbar wäre in diesem Fall auch, dass 

der Vater das Kindergeld beantragt. 

BEISPIEL:

Frau L. ist russische Staatsbürgerin und 

studiert in Deutschland. Sie hat eine Auf-

enthaltserlaubnis nach § 16b AufenthG. Sie 

arbeitet neben dem Studium nicht. Sie hat 

einen gemeinsamen sechs Monate alten 

Sohn mit einem deutschen Staatsangehöri-

gen, der voll erwerbstätig ist. Beide wohnen 

zusammen. Frau S. hat Kindergeld und 

Elterngeld beantragt. 

Sie hat keinen Anspruch auf Kindergeld 

und Elterngeld, da sie nicht erwerbstätig 

ist. Und Erwerbstätigkeit im Falle eines 

Studienaufenthaltes ist eine Bedingung 

für Familienleistungen. Da die Eltern 

zusammenleben, kann alternativ der 

Partner als deutscher Staatsbürger Kin-

dergeld und Elterngeld beantragen. In der 

Beratungspraxis würde man dazu raten, 

den Aufenthaltsstatus zu wechseln. Als 

Mutter eines deutschen Kindes kann Frau 

L. eine andere, gesichertere Aufenthalts-

erlaubnis beantragen (§ 28 AufenthG). Mit 

diesem Status hätte sie dann auch selbst 

Anspruch auf Familienleistungen für ihr 

deutsches Kind.

BEISPIEL:

Herr F. ist 19 Jahre alt und afghanischer 

Staatsangehöriger. Er ist im Besitz einer 

Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 Alt. 2 

AufenthG (subsidiärer Schutz). Er ist vor ei-

nigen Jahren ohne Eltern als unbegleiteter 

Minderjähriger nach Deutschland gefl ohen; 

seine Eltern leben noch in Afghanistan, 

da sie kein Visum erhalten. Sie würden 

gerne über die Familienzusammenführung 

nachreisen, was jedoch sehr schwierig ist. Er 

macht eine Ausbildung als Krankenpfl eger 

und lebt von seinem Ausbildungsentgelt.

Trotz Ausbildung und trotz einer »passen-

den« Aufenthaltserlaubnis hat er keinen 

Anspruch auf Kindergeld. Denn Kinder-

geld für sich selbst würde er nur erhalten, 
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EU BEISPIEL ZUM KINDERGELD:

Frau J. ist portugiesische Staatsangehörige 

und wohnt und arbeitet in Portugal, ihr 

deutscher Mann lebt in Deutschland. Er 

erhält eine portugiesische Erwerbsunfä-

higkeitsrente. Das gemeinsame Kind der 

beiden wohnt mit ihm in Deutschland. 

Vorrangig zuständig für das Kinder-

geld ist in diesem Fall Portugal, weil die 

Erwerbsunfähigkeitsrente des Vaters eine 

portugiesische ist, unabhängig davon, ob 

das Kind in Portugal lebt. Deutschland 

muss dann als nachrangig zuständiger 

Staat einen Unterschiedsbetrag bis zum 

deutschen Kindergeld erbringen.

EU BEISPIEL ZUM ELTERNGELD:

Frau J., eine norwegische Staatsangehörige, 

ist Mutter eines acht Monate alten Kindes. 

Sie hat einen befristeten Arbeitsvertrag als 

Biologin an einer Universität in Deutsch-

land. Dort hat sie aufgrund der Geburt ein 

Jahr Elternzeit vereinbart. Während der 

Elternzeit ist sie mit ihrem Mann und dem 

Kind nach Norwegen umgezogen. Niemand 

von der Familie lebt mehr in Deutschland.

Sie hat trotz ihres Wohnsitzes in Nor-

wegen Anspruch auf deutsches Eltern-

geld. Denn aufgrund ihres befristeten 

Arbeitsvertrages mit einem deutschen 

Arbeitgeber ist Deutschland der Beschäf-

tigungsstaat. Das gilt auch während der 

Elternzeit, wenn der Arbeitsvertrag noch 

besteht und auch wenn niemand aus der 

Familie mehr in Deutschland lebt (LSG 

Bayern, Urteil vom 12. November 2019; L 

9 EG 32/18).

EU BEISPIEL ZUM ELTERNGELD:

Herr F. ist deutscher Staatsangehöriger und 

arbeitet in Deutschland in Vollzeit. Seine 

polnische Frau lebt mit dem gemeinsa-

men zwei Monate alten Kind in Polen und 

arbeitet nicht.

Aufgrund der Erwerbstätigkeit des Man-

nes ist Deutschland vorrangig zuständig 

für das Elterngeld. Der nicht-erwerbstäti-

ge Elternteil bekommt in diesem Fall vom 

erwerbstätigen Elternteil einen Anspruch 

auf Elterngeld vermittelt: das bedeutet, 

Frau F. hat in Polen Anspruch auf deut-

sches Elterngeld. 

Zur Klärung der Anspruchs -

voraus setzungen:

Wenn der zuständige Staat feststeht, 

muss als nächstes geprüft werden, ob 

nach deutschem Recht die Voraussetzun-

gen für einen Anspruch auf die Famili-

enleistung erfüllt sind. Dies ist vor allem 

in Bezug auf Kindergeld problematisch, 

denn der Anspruch auf Kindergeld ist für 

Unionsbürger:innen und ihre Familien-

angehörigen in § 62 Abs. 1a EStG im Jahr 

2019 erheblich eingeschränkt worden. 

Seitdem gelten beim Kindergeld für 

EU-Bürger:innen folgende Sonderrege-

lungen:

» In den ersten drei Monaten nach dem 

Zuzug nach Deutschland besteht für 

Staatsangehörige der EU nur dann An-

spruch auf Kindergeld, wenn in dieser 

Zeit bereits »inländische Einkünfte« 

erzielt werden (z.B. Einkünfte aus 

selbstständiger oder nichtselbstständi-

ger Arbeit). Eine Mindesteinkommens-

grenze gibt es nicht, es reicht daher 

eine geringfügige Tätigkeit aus.

» Nach den ersten drei Monaten besteht 

ein Kindergeldanspruch nicht (obwohl 

vielleicht alle Familienmitglieder in 

Deutschland leben), wenn

 

 a) kein materieller Freizügigkeitsgrund 

gem. § 2 Abs. 2 und 3 FreizügG er-

füllt ist. D.h. jemand ist zwar de facto 

hier, weil die Ausländerbehörde den 

Aufenthalt duldet, aber inhaltlich 

wird kein Freizügigkeitsgrund wie 

Arbeitsaufnahme, oder Aufenthalt als 

Familienangehörige:r geltend gemacht; 

 b) der Freizügigkeitsgrund nur zur 

Arbeitsuche (§ 2 Abs. 2 Nr. 1a FreizügG) 

erfüllt ist und vorher auch kein anderer 

Freizügigkeitsgrund erfüllt war, d.h. 

wenn jemand als Unionsbürger:in 

nach Deutschland eingereist ist, noch 

nie hier gearbeitet hat und auch keine 

Arbeit gefunden hat in den ersten drei 

Monaten des Aufenthalts. 

» Demgegenüber besteht ein An-

spruch auf Kindergeld, wenn der/ die 

Unionsbürger:in

  -  Arbeitnehmer:in oder selbstständig ist;

  -  die Arbeit unfreiwillig verloren hat;

  -  Familienangehörige:r eine:r 

Unionsbürger:in ist, z. B.: Ehepartner:in, 

Kind, Enkel, Stiefkind bis 20 Jahre;

  -  ein Aufenthaltsrecht nach Art. 10 VO 

492/2011 besitzt, d.h. ein Kind besucht 

die Schule, der sorgeberechtigte El-

ternteil ist Unionsbürger:in und hat frü-

her einmal in Deutschland gearbeitet. 

Zu diesem Sachverhalt gibt es eine ak-

tuelle Entscheidung des Europäischen 

Gerichtshofs EUGH: mit dem Schulbe-

such des Kindes besteht europaweit 

ein Anspruch auf sozialrechtliche 

Gleichbehandlung. Dieser Sachverhalt 

kommt in der Praxis häufi ger vor. Der 

daraus resultierende Rechtsanspruch 

wird bei den Familienkassen jedoch 

häufi g (noch) nicht berücksichtigt.

  -  ein Daueraufenthaltsrecht erworben 

hat, z. B. sich fünf Jahre rechtmäßig 

aufgehalten und einen Freizügigkeits-

grund erfüllt hat. Dieser Rechtsan-

spruch muss über die Familienkassen 

geprüft werden. 

wenn seine Eltern tot oder verschollen 

wären. Da sie das nicht sind, müssten sie 

das Kindergeld für ihren Sohn beantra-

gen. Da sie jedoch nicht in Deutschland 

oder einem EU-Staat leben, haben sie 

keinen Anspruch. 

Die Folge dieser Regelung ist, dass F. 

während seiner Ausbildung auf 219 Euro 

Kindergeld monatlich verzichten muss. 

Ein junger Mensch, dessen Eltern in 

Deutschland leben, hätte diesen Betrag 

zusätzlich zur Verfügung. Auch haben 

die Eltern nicht die Mittel, um für den 

Unterhalt ihres Sohnes in Deutschland 

aufzukommen.

An diesem Beispiel wird deutlich, dass die 

Rechtslage zum Kindergeldanspruch für 

die eigene Person realitätsfremd ist und 

zu Ungleichbehandlungen führt. Hier 

besteht m. E. ein erheblicher Nachbesse-

rungsbedarf.

Familienleistungen für EU-Bürger:innen 

und ihre Familienangehörigen

Für Unionsbürger:innen ist die Rechtslage 

bzgl. einzelner Familienleistungen im Jahr 

2019 deutlich verschärft worden. Dies 

betriff t vor allem den Bezug von Kinder-

geld. Hier wurden die Kriterien, die für 

den Bezug von Hartz IV gelten mehr oder 

weniger auf den Bezug von Kindergeld 

übertragen. Davon sind insbesondere 

sehr prekär lebende EU-Bürger:innen 

betroff en, die z.B. noch nicht ins Arbeits-

leben integriert sind. Sie erhalten keine 

Kindergeldleistungen mehr.

Die Sachlage für Unionsbürger:innen ist 

komplex. Es geht nicht nur um die Frage, 

ob ein Anspruch auf Familienleistungen 

besteht, z.B. aufgrund der Freizügigkeit, 

sondern es geht auch noch um die Frage, 

welcher Staat in der EU eigentlich zustän-

dig ist, insbesondere wenn ein Elternteil 

in einem EU-Land lebt und das andere 

Elternteil in einem anderen. Das EU-Recht 

kennt hier strikte Koordinierungsvor-

schriften. So müssen für die Prüfung, ob 

in Deutschland ein Anspruch auf Famili-

enleistungen (insbesondere Kindergeld) 

besteht, zwei Kriterien herangezogen 

werden: 

1. Deutschland muss aufgrund der EU-

Koordinierungsvorschriften zuständig 

sein;

2. Es muss nach den gesetzlichen Bestim-

mungen ein Anspruch auf Familienleis-

tung bestehen;

Zuständigkeit feststellen: 

Es gibt dabei eine Rangfolge der Zustän-

digkeiten: der EU Staat ist immer vorran-

gig zuständig, in dem eine Erwerbstätig-

keit durch den anspruchsberechtigten 

Elternteil ausgeübt wird. Also wo ich 

arbeite, erhalte ich auch Kindergeld. Wird 

keine Beschäftigung oder selbständige 

Erwerbstätigkeit ausgeübt, ist der EU-

Staat vorrangig zuständig, nach dessen 

Rechtsvorschriften eine Rente bezogen 

wird. Und wird weder eine Beschäftigung 

ausgeübt noch eine Rente bezogen, wird 

der Kindergeldanspruch und die damit 

verbundenen Familienleistungen davon 

abhängig gemacht, wo das Kind wohnt. 

Dieser Staat ist dann als Wohnsitz-

staat vorrangig zuständig. Wenn beide 

Elternteile aus demselben Grund einen 

Kindergeldanspruch hätten, etwa, weil 

beide in unterschiedlichen Staaten arbei-

ten, gilt der Wohnsitzstaat des Kindes als 

zuständig.

Hier einige Beispiele zur Verdeutlichung 

der Klärung der Zuständigkeit:

EU BEISPIEL ZUM KINDERGELD:

Herr F. ist deutscher Staatsangehöriger und 

arbeitet in Deutschland. Seine Frau ist itali-

enische Staatsbürgerin und lebt mit ihrem 

gemeinsamen Kind in Italien. Sie ist nicht 

erwerbstätig in Italien. 

Deutschland ist vorrangig für das Kin-

dergeld zuständig, weil der Vater hier 

arbeitet. Und auch dann, wenn das Kind 

in Italien lebt, zahlt Deutschland das deut-

sche Kindergeld in voller Höhe. Italien 

müsste dann einen Unterschiedsbetrag 

gewähren, also aufstocken, wenn das 

italienische Kindergeld höher wäre als das 

deutsche.
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Hier ein Auszug aus einem Brief der Familienkasse:

Eine solche Anforderungsliste zeigt, dass 

grundsätzlich Zweifel an einem Leistungs-

anspruch bestehen. Es wird unterstellt, 

Leistungen sollen erschlichen werden, 

deshalb ist es aus Sicht der Familienkasse 

besonders wichtig, verschärft zu prüfen, 

ob die Familie hier lebt und alle Voraus-

setzungen für die beantragte Leistung 

erfüllt sind.
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» Kindergeldanspruch besteht auch 

dann, wenn nur ein Freizügigkeitsrecht 

zum Zweck der Arbeitsuche vorliegt, 

aber vorher einer der anderen genann-

ten Freizügigkeitsgründe erfüllt war.

Die Besonderheiten im Hinblick auf das 

Freizügigkeitsrecht sind sehr komplex, sie 

müssen von den für Leistungen zuständi-

gen Stellen geprüft werden, die oft nicht 

die entsprechende Kenntnis haben. Die 

Folge sind Fehlentscheidungen und Ab-

lehnungen, obwohl ein Anspruch besteht. 

Wenn die Antragstellenden zudem keine 

Beratungsunterstützung haben, gehen sie 

leer aus.

EU BEISPIEL KINDERGELD: 

Frau L. ist ungarische Staatsangehörige 

und arbeitet seit sieben Monaten in 

Deutschland. Sie ist alleinerziehend und 

ihr 14-jähriger Sohn lebt bei ihr in Deutsch-

land. Sie erhält bisher deutsches Kindergeld 

für ihn, da sie ein Freizügigkeitsrecht als 

Arbeitnehmerin erfüllt (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 

FreizügG). Nun hat sie ihre Arbeit unver-

schuldet verloren. 

Ihr Status als Arbeitnehmerin bleibt 

für sechs Monate erhalten (§ 2 Abs. 3 

FreizügG), der Anspruch auf Kindergeld 

ebenfalls. 

Auch nach den sechs Monaten hat sie 

noch keine neue Arbeit gefunden. 

Ihr Freizügigkeitsrecht als Arbeitnehmerin 

endet, sie ist nun nur noch freizügigkeits-

berechtigt zum Zweck der Arbeitsuche. 

Der Kindergeldanspruch bleibt dennoch 

bestehen, da sie vorher bereits ein ande-

res Freizügigkeitsrecht erfüllt hatte.

Nach weiteren sechs Monaten endet 

normalerweise das Freizügigkeitsrecht zur 

Arbeitssuche. Die Familienkasse stellt die 

Kindergeldzahlungen dann ein. 

Dies ist meines Erachtens rechtswidrig, 

da Frau L. darüber hinaus ein Freizügig-

keitsrecht aufgrund des Schulbesuchs 

ihres Sohnes hat (Art 10 VO 492/2011). 

Damit besteht ein Anspruch auf Gleich-

behandlung nach EU-Recht. Aktuell ist zu 

diesen Ausschlüssen vom Kindergeld für 

Unionsbürger:innen ein Verfahren beim 

EuGH durch eine Vorlage des Finanzge-

richts Bremen anhängig.

Beim Elterngeld und Unterhaltsvorschuss 

besteht stets ein Anspruch, solange die 

Ausländerbehörde das Freizügigkeits-

rechts nicht entzogen hat.

Wenn die Familienkasse die Kindergeld-

zahlung einstellt, hat Frau L. Anspruch 

auf Sozialleistungen (Hartz IV), d.h. das 

Jobcenter muss jetzt die Leistungen ent-

sprechend aufstocken.

Seit 2019 gibt es eine Meldepfl icht der 

Familienkasse an die Ausländerbehör-

de, wenn die Kindergeldleistung – wie 

oben beschrieben – abgelehnt wird. Die 

Ausländerbehörde prüft dann, ob das 

Freizügigkeitsrecht entzogen wird. Dieses 

Vorgehen widerspricht eigentlich der 

familienpolitischen Zielsetzung, die Fami-

lienleistungen grundsätzlich auszuweiten. 

Und die betroff enen Familien haben 

Angst das Freizügigkeitsrecht zu verlieren, 

wenn sie einen Antrag stellen.

Probleme aus der Praxis

In der Praxis wird immer wieder von 

Problemen bei der Nachweispfl icht oder 

Glaubhaftmachung von bestimmten Vo-

raussetzungen berichtet. Es gibt verwal-

tungstechnische Hürden bei der Rechts-

durchsetzung, es gibt Sprachprobleme.

Insbesondere bei der Beantragung von 

Kindergeld durch Unionsbürger:innen 

fordern die Familienkassen eine Vielzahl 

von Nachweisen und Unterlagen. 

14   
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Die Folge ist, dass die Bearbeitung von 

Anträgen auf Kindergeld durch Unions-

bürger:innen extrem lange dauert. Dass 

eine solche Anforderungslisten auch alter-

nativ gelesen werden kann und nicht alle 

Unterlagen beizubringen sind, geht aus 

dem Schreiben der Familienkasse jedoch 

nicht hervor.

Die Beratungspraxis berichtet auch im -

mer wieder davon, dass Familien kassen 

bei Sprachproblemen mit Unionsbür-

ger:innen keine Dolmetscher- und Über-

setzungsdienste hinzuziehen. Eigentlich 

sind die Familienkassen verpfl ichtet, 

solche Leistungen für EU-Bürger:innen 

anzubieten, denn sie dürfen aufgrund von 

Sprachschwierigkeiten nicht diskriminiert 

werden, auch nicht durch Familienkassen. 

Dazu gibt es eine entsprechende Weisung 

der Bundesagentur für Arbeit für Jobcen-

ter, Arbeitsagenturen und Familienkassen. 

Auch eine Kostenübernahme für die 

Übersetzung von Schriftstücken und für 

Dolmetscherdienste bei allen Kontakten 

von Amts wegen ist vorgesehen. Bei der 

Beantragung von Kindergeld gilt diese 

Regelung auch für Antragstellende aus 

Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Monte-

negro, Serbien, Marokko, Tunesien und 

der Türkei. 

Fazit

Ich sehe Nachbesserungsbedarf in der 

Rechtslage: der Anspruch auf Familien-

leistungen sollte für alle Menschen unab-

hängig von der Staatsangehörigkeit und 

dem Aufenthaltsstatus bestehen, wenn 

ein gewöhnlicher Aufenthalt im Inland 

besteht. 

Dies beinhaltet die Einführung eines An-

spruchs für Menschen mit Duldung und 

Aufenthaltsgestattung.

Die Verschärfungen beim Kindergeld 

für Unionsbürger:innen müssen zurück-

genommen werden. Sie sind m. E. 

verfassungswidrig und verstoßen gegen 

EU-Recht.

Restriktive Prüfungs- und Entschei-

dungspraktiken der Behörden, z. B. lange 

Bearbeitungsdauer, überhöhte Nachweis-

pfl ichten, rechtswidrige Ablehnungen 

und Rückforderungen sind zu korrigieren. 

Die Familienleistungen sollten zu einer 

echten Kindergrundsicherung weiterent-

wickelt werden, um das sehr zerklüftete 

System dieser Leistungen überschaubarer 

und besser durchsetzungsbar zu machen.

Teilnehmer:innen des Podiums waren Vertreter:innen aus der Beratungspraxis, 

des Bundesfamilienministeriums, der Familienkasse Hessen/Frankfurt sowie die 

Bundesgeschäftsführerin des Verbandes. Es ging um Austausch von Erfahrungen 

zum Anspruch auf Familienleistungen und die tatsächliche Umsetzung. Wie kom-

men die Familien an die Leistungen und welche Barrieren existieren? Wie ist die 

Rechtslage und wie sind die Verwaltungsabläufe? Wo sind die Stellschrauben und 

was muss getan werden?

Encarni Ramirez Vega: 

FIM e.V. (Frauenrecht ist Menschenrecht)

ist ein Beratungszentrum in Frankfurt für 

Migrantinnen an das sich vor allem Frauen 

wenden, die Gewalt erleben, Frauen, die 

in der Prostitution arbeiten, die Opfer von 

Menschenhandel geworden sind oder die 

im Asylverfahren sind und auch Frauen 

mit prekärem Aufenthaltsstatus. Insofern 

sehen wir gerade hier die Problematik. 

Welche Rechte und Ansprüche bestehen 

im Kontext des Aufenthaltes? Wir sehen die 

verwaltungsrechtlichen bürokratischen 

Hürden für die familienpolitischen Leistun-

gen, die einfach sehr, sehr hoch sind. Ohne 

Unterstützung von außen können viele 

migrantische Familien im Grunde die Leis-

tungen gar nicht in Anspruch nehmen. Es 

fehlt eben auch an Informationen, wo und 

wie man diese Unterstützung überhaupt 

erhalten kann. Wir erleben oft, dass die 

Frauen auf Personen aus der Community 

zurückgreifen, die sich diese Dienste aber 

bezahlen lassen. Dann erleben wir: die 

Anträge werden abgelehnt, weil sie falsch 

ausgefüllt wurden. 

Nuria Silvestre:

Ich kann dies bestätigen. Ich bin seit vielen 

Jahren in der Migrationsberatung für 

Erwachsene Zuwanderer für den Verband 

binationaler Familien und Partnerschaften 

in Leipzig tätig. Ich berate in mehreren 

Sprachen Menschen aus über 50 Nationen. 

Es gibt hier verschiedene Baustellen. 

Zunächst der Zugang zu Information und 

Beratung. Die Migrationsberatung gibt 

es seit 2005 und trotzdem kommen 95 

Prozent meiner Klient:innen über Mund-

propaganda! Der Weg zu uns wäre leicht, 

wenn Menschen zum Beispiel gleich bei der 

Anmeldung in den Kommunen die Infor-

mation zu den Beratungsstellen bekom-

men würden. Und dann noch die sehr, sehr 

schwierige Antragstellung. Es gibt keine 

behördenübergreifende Antragstellung 

und Kooperation. Ich bin als Beraterin nur 

ein Glied in der Kette und es gibt trotz der 

vielen Ressourcen keine Kooperation. Das 

macht mich wahnsinnig. 
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Anspruch und Wirklichkeit 
der familienpolitischen Leistungen 
Zusammenfassung der Podiumsdiskussion

 Bis zu 6 Monate:  249  (63 %)

 Bis zu 12 Monate:  93  (23 %)

 Mehr als 12 Monate:  11  (3 %)

 keine Angabe:  43  (11 %)

2020 wurde bei einer Befragung der Bundesarbeitsgemeinschaft 

der Freien Wohlfahrtspfl ege BAGFW von 400 Beratungsstellen bei der 

Beantragung von Kindergeld folgende Wartezeiten festgestellt:



Das Frankfurter Behördenbeispiel

Najim Boussouf: 

Wir von der Familienkasse Hessen sind 

im gesamten Bundesland unterwegs und 

versuchen uns in bestehende Netzwerke 

einzubinden, um Informationen zu den 

Familienleistungen bekannt zu machen, 

damit sie auch in Anspruch genommen 

werden. So haben wir in Frankfurt mit dem 

Amt für multikulturelle Angelegenheiten 

eine gemeinsame Anlaufstelle gründen 

können. Inzwischen sind wir vor Ort und 

können Familien zu den Familienleistun-

gen der Familienkasse, zum Bildungs- und 

Teilhabepaket sowie zum Wohngeld bera-

ten. Alle Behörden sind an einem Tag vor 

Ort und die Familien können vorbeikom-

men und sich zu den einzelnen Leistungen 

beraten lassen. Zu diesen Beratungstagen  

wird breit eingeladen. Es kommen Ehren -

amtliche, es kommen Familien, es kommen 

Multiplikator:innen, es kommen Kita-

Leiter:innen, Mitarbeiter:innen aus Bera -

tungsstellen, Menschen, die einfach Infor-

mation brauchen.

Familienpolitische Instrumente – 

Was will die Politik? 

Christine Mühlbach: 

Wir sind in der Familienpolitik seit 2004, 

spätestens 2007 dabei, dass wir alle Fa-

milienleistungen auf ihre Wirksamkeit hin 

überprüfen. Erreichen sie die Familien und 

stoßen sie dann auch auf Akzeptanz? 

Es gibt überproportional viele Familien mit 

Migrationshintergrund, die kleine Einkom-

men haben. Familienleistungen geben 

diesen Familien eine wirtschaftliche Sicher-

heit, in Ergänzung zu ihrem Einkommen. 

Familienleistungen sind wichtig, um ein 

Armutsrisiko weiter auszuschließen. Wie 

können wir diese Leistungen gut zugäng-

lich machen? Wie kann man die Anträge 

einfacher, transparenter gestalten? Es geht 

aber auch darum, sie auf digitalen Wegen 

besser zugänglich machen? Wie kommen 

die Informationen dann zu den Eltern? Und 

wo sind Bruchstellen? 

Aus unseren Projekten wissen wir: Es reicht 

nicht, allein über digitale Wege zu infor-

mieren. Eltern brauchen so eine Art Dol -

metscher, und zwar nicht nur für die 

Sprache, sondern auch beim Ausfüllen der 

Anträge.

Was erschwert den Zugang? Ist es eher 

die sozio-ökonomische Lage, ein geringes 

Einkommen, geringer Bildungsstand bei 

manchen Familien? Oder gibt es migra-

tionsspezifi sche Merkmale, wie fehlen-

des Orientierungswissen oder fehlende 

Sprachkompetenz im Deutschen? Gibt es 

darüber hinaus noch Merkmale, die diese 

Gruppe auszeichnen, sodass wir dann 

unsere familienpolitischen Leistungen 

und die Informationswege auch daran 

ausrichten können? Noch immer wissen 

wir nicht ganz genau, wie Familien mit Mi-

grationshintergrund überhaupt dastehen 

bei der Inanspruchnahme von Leistungen. 

Wir konnten die Datengrundlage nicht 

getrennt auswerten. Und die Familien sind 

darüber hinaus sehr heterogen.

Familienpolitische Absichten 

und die ausführenden Ebenen - 

Austausch über praktikable 

Herangehensweisen? 

Christian Schlindwein: 

Also einmal haben wir bei der Familien-

kasse die Problematik, dass z.B. Kindergeld 

eine Steuerleistung ist. Da sind wir im Prin-

zip der Bundeszentrale für Steuern unter-

stellt. Beim Kinderzuschlag haben wir das 

Familienministerium als zuständige Stelle. 

Das sind verschiedene Ebenen. Wir als Fa-

milienkasse haben als unsere vorgesetzte 

Dienststelle die Direktion in Nürnberg. 

Es ist aber vor allem eine Frage der intrin-

sischen Motivation. Es kommt darauf an: 

Wie verkörpere ich das als Behördenlei-

tung? Indem ich untypisch proaktiv unter-

wegs bin. Und da gibt es ganz viele Inhalte 

und Ansätze, die die Probleme, die wir teil-

weise hier ansprechen, lösen können. Wir 

haben bei der Auswahl unseres Personals 

auch auf Beratungskompetenzen geach-

tet. In Zukunft trennen wir Beratung und 

Sachbearbeitung.

Wir haben gezielt Kolleg:innen mit mehr-

sprachigen Kompetenzen ausgewählt, die 

diese in der praktischen Arbeit anwenden 

können und sollen.

Wir wollen ganzheitlich beraten, nicht 

nur mehrsprachig. Das bedeutet auch wir 

beraten für Familienleistungen, für die wir 

nicht zuständig sind. 

Ich kenne auch die Problematik der hohen 

Anforderungen bei den Anträgen. Hier 

sensibilisieren wir die Mitarbeiter:innen. 

Wir arbeiten nach dem Grundsatz der Da-

tenminimierung. Es sollen nur Unterlagen 

anfordert werden, die auch tatsächlich für 

die Entscheidung notwendig sind. 

Chrysovalantou Vangeltziki: 

Wir haben ja über eine Sache noch gar 

nicht gesprochen: wie sich die Leistungen 

untereinander verhalten. Wie ist es, wenn 

ich Unterhaltsvorschuss, ALG II beziehe 

oder gleichzeitig Wohngeld beantrage? 
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Najim Boussouf

Fachexperte im Bereich Kinderzuschlag 
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Teilnehmer:innen auf dem Podium von links nach rechts:

Chrysovalantou Vangeltziki, Christian Schlindwein, Najim Boussouf, Nuria Silvestre und Encarni Ramirez Vega,

per Videoübertragung zugeschaltet: Christine Mühlbach 

Informationen zu fi nanziellen Familien-

leistungen der Familienkasse Hessen

www.familienkasse.de

www.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder
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Wir haben hier mehrere Behörden auf 

unterschiedlichen Ebenen, unterschiedli-

che Leistungsansprüche, die je nachdem 

in unterschiedlichen Rangverhältnissen 

zueinanderstehen. Sogar ich als Juristin 

habe oft Probleme damit, das zu verstehen. 

Also wie erreicht man dann die Menschen, 

wenn man nur zu bestimmten Sachen berät 

oder Auskunft gibt und dann verweist? Die 

Betroff enen werden abgeschreckt, stellen 

keinen Antrag mehr, sie sind überfordert. 

Christian Schlindwein: 

Ich denke eine gemeinsame Anlaufstelle 

kann hier eine Lösung bieten. Eine solche 

Stelle ist auch Bestandteil der Neuorga-

nisation im Kundeneingangsbereich der 

Familienkasse Frankfurt/Hessen. Das ist 

natürlich auch eine Frage der Ressourcen. 

Wer garantiert das Personal für solche 

Anlaufstellen?  

Christine Mühlbach: 

Vielleicht kann ich das gut ergänzen. Wir 

träumen ja alle schon seit Jahren davon, 

dass es so eine Art »One Stop Shop« gibt 

für Familienleistungen. Wir wünschen uns 

Einzelfallgerechtigkeit auf der einen Seite, 

aber wir wünschen uns auf der anderen 

Seite möglichst einfache, abgestimmte 

Angebote. Wir haben uns als Familienminis-

terium natürlich Gedanken dazu gemacht. 

Wie kann man so einen »One Stop Shop« 

schaff en und von der Bundesebene aus 

weiter fördern? 

Von unserer Seite wäre das in der Tat ein 

Schritt, die digitalen Informationsangebote 

zu bündeln. Vergleichbares wie der KIZ-

Lotse, den es für den Kinderzuschlag gibt, 

wäre auch für andere Bereiche wichtig oder 

wie der Elterngeld Rechner und andere An-

gebote. Insbesondere das Infotool Familie 

möchte ich ansprechen. Damit kann man 

heute schon recht unkompliziert, allerdings 

nur auf Deutsch, erfahren, auf welche Leis-

tung es einen Anspruch gäbe. Da kann man 

eingeben: Welches Einkommen habe ich? 

Wie ist die Familiensituation? Der Aufent-

haltsstatus? Hat das Kind eigenes Einkom-

men? Das Infotool Familie liefert schon mal 

eine Übersicht, welche Leistungen infrage 

kommen könnten und verweist dann 

darauf, wohin sich die Menschen wenden 

können? Das gilt für alle, die in Deutschland 

leben und die deutsche Sprache können. In 

der Tat braucht es aber auch da vermutlich 

bei der konkreten Antragstellung noch 

Leute, die denjenigen Familien, die des Deut-

schen nicht so kundig sind, helfen können.

Nuria Silvestre: 

Was wir unbedingt im Kopf behalten müs-

sen ist das Vertrauen. Denn viele Menschen 

haben kein Vertrauen in Behörden, sie 

haben Angst. Dazu gibt es viele Erklärun-

gen, die wir schon alle gehört haben. Und: 

viele Menschen erfahren immer wieder 

Ablehnung. Immer wieder neue Briefe von 

Ämtern, immer wieder Anforderungen. 

Das drückt Ablehnung aus, auch wenn 

es keinen ablehnenden Bescheid gibt. Es 

erfordert immer wieder einen weiteren 

Schritt, weil wieder etwas fehlt. Die Fa-

milien fragen sich, was mache ich falsch? 

Sie sind unsicher, fühlen sich hilfl os. Diese 

Hilfl osigkeit von Migrant:innen wird auch 

erlernt über die Jahre, die man hier ist und 

nichts erreicht. Die Behörde sollte nicht 

einfach als eine Maschine verstanden wer-

den, die Angst verbreitet und gegenseitiges 

Misstrauen schaff t.

Encarni Ramirez Vega:

Eine zentrale Frage ist es: wie werden 

die rechtlichen Vorgaben in der Praxis 

umgesetzt? Diese vielen, vielen Unterlagen, 

die immer wieder gefordert werden. Das 

wirkt auf Antragsteller:innen wirklich sehr 

abschreckend, es erzeugt ein Gefühl, ich 

soll hier nichts bekommen. Es entsteht ein 

Bild, dass die Behörde mit solchen Sch-

reiben und Anforderungen die Menschen 

abschrecken will und sie dazu bewegen 

will, den Antrag zurückzunehmen. 

Zum Beispiel: es gibt keinen Hinweis, dass 

die 15 aufgeführten Nachweise auf der 

Anforderungsliste gar nicht alle erbracht 

werden müssen, sondern eigentlich nur ei-

ner. Woher soll man das wissen? Selbst un-

sere Kolleg:innen aus der Beratungs praxis 

wissen das nicht. Ich hatte heute auch so 

ein Schreiben mitgebracht, aber Herr Vogt 

hat es ja schon gezeigt. Wir haben das Ge-

fühl, bestimmte Personengruppen werden 

einfach stark diskriminiert. 

Für uns ist es sehr schwierig, den Menschen 

zu vermitteln, warum das Verfahren so 

schwierig gestaltet ist. 

Christian Schlindwein: 

Dazu würde ich gern etwas erklären. 

Als ich 1991 meine Ausbildung bei der 

Bundesagentur für Arbeit beendet hatte, 

kam ich in die Familienkasse. Wie das so 

üblich war bei der Einarbeitung, bekam 

man Neuanträge. Heute kann ich für eine 

Einarbeitung von neuen Mitarbeiter:innen 

keine Neu anträge mehr ausgeben, weil 

das so kompliziert geworden ist. Damals 

zu meiner Zeit gab es eine Duldung – das 

bedeutete keinen Anspruch, es gab eine 

Aufenthaltsgestattung – ebenfalls keinen 

Anspruch, es gab eine Aufenthaltserlaubnis 

– dies bedeutete Anspruch auf Familien-

leistung. Fertig. Heute habe ich zwei DIN A4 

Seiten mit Verzweigungen und Hinweisen 

zu rechtlichen Bezügen und Hintergrün-

den: Wenn, dann, hier, so. Unglaublich. 

Das betriff t eben hauptsächlich die kom-

plexen Fallgestaltungen, wie sie auch im 

Vortrag beschrieben wurden. Das macht die 

Umsetzung dann so schwierig. Und so ver-

sucht der/die Mitarbeiter:in mit einem An-

schreiben alle Eventualitäten abzudecken, 

um mit der Antwort von diesem Schreiben 

über den Antrag entscheiden zu können. Wir 

wissen von dieser Vorgehensweise und sen-

sibilisieren unsere Mitarbeiter:innen. Aber in 

der Tat ist die Rechtssituation sehr komplex 

und unheimlich schwierig geworden in 

vielen Bereichen.

Chrysovalantou Vangeltziki:

Ich würde vielleicht noch in andere Rich-

tung gehen. Wir reden ja immer darüber: 

die Bürger:innen gehen in die Ämter. Was 

ist denn mit denen, die wir nicht sehen? 

Die nichts mit Babylotsen zu tun haben, 

weil sie schon mit einem achtjährigen Kind 

nach Deutschland gekommen sind. Oder 

die keine Ahnung haben von Kindergeld 

oder Elterngeld oder Kinderzuschlag. Also 

wie erreichen wir denn diese Eltern? Viel-

leicht mit einem Schreiben zur Geburt des 

Kindes? Die Eltern erhalten dann Kenntnis, 

welche Anträge oder welche Leistungen 

sie beantragen können. Online-Zugänge 

sind mitunter auch so eine Sache, wenn 

man bedenkt, dass man einen Laptop nicht 

gerade von Hartz-IV-Leistungen beziehen 

kann. Nicht jeder hat einen Laptop. Und 

nicht jede Sprache wird auch übersetzt. An-

alphabetismus gibt es ja auch. Wie erreicht 

man diese Eltern?

Encarni Ramirez Vega:

Es gibt ja die Willkommens-Pakete für 

neugeborene Babys. Im Grunde müsste 

man solche Willkommens-Pakete für jede 

Familie, die neu zuzieht, machen. Man hat 

ja die Bürgerämter, wo Menschen wirklich 

hingehen müssen, um sich polizeilich 

anzumelden. Und dann würde man eben 

auch Eltern erreichen, die mit einem 8-jäh-

rigen Kind zuziehen. 

Christian Schlindwein:

Was uns manchmal daran hindert, aktiver 

zu sein, ist der Datenschutz. Vielleicht jetzt 

ein langweiliges Thema, aber ich will es 

trotzdem ansprechen. Wir hatten mal die 

Idee, dass wir aus unserem Datenbestand 

alle Familien anschreiben, die mindestens 

drei Kinder haben. Weil hier potenziell eine 

hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass ein 

Kinderzuschlag-Anspruch besteht. Das war 

leider aus datenschutzrechtlichen Gründen 

nicht möglich. Den Bewilligungsbeschei-

den gleichzeitig bestimmte Informationen 

bei beizufügen, wäre auch eine Möglich-

keit, um Familien zu erreichen. Aber das ist 

aus formalen Gründen auch schwierig.
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Adeo, Vater:

Kindergeld oder so etwas, davon weiß ich 

nichts. Also, ich kümmere mich einfach 

nicht darum, da kümmert sich meine Frau. 

Meine Frau hat die Recherche gemacht 

und die Unterlagen ausgefüllt und ich habe 

dann unterschrieben. Das Einzige, womit 

ich mich mehr beschäftigt habe, war zu 

wissen wie man die zwei Monate, die ich 

habe als Elternzeit, verlängern, also splitten 

kann. Also nur da wurde ich selbst aktiv. 

Alicia, Mutter:

Vom Kindergeld habe ich über meinen 

Mann erfahren, der Deutscher ist. Er hatte 

davon erzählt. Er hat sich immer um die 

Anträge gekümmert. Und meine Nachba-

rin hatte mir auch davon erzählt, weil sie 

geschieden war und vier Kinder hat und die 

Hilfe durch das Kindergeld braucht. 

Maria, Mutter:

Als ich mich als Selbstständige anmelden 

wollte, war das ziemlich kompliziert. In 

dem Büro sprachen sie nur Deutsch und ich 

musste alles alleine ausfüllen. Es hat mich 

unglaublich viel Zeit gekostet, weil ich die 

Sprache nicht konnte und ich vielleicht etwas 

im Formular falsch ausfüllte, nur mit einer 

Übersetzungsapp. In der Zeit hatte ich keinen 

Partner, der Deutsch sprach oder überhaupt 

jemanden der oder die als Mittler:in hätte 

agieren können. Sie gaben mir das Formular 

und meinten, wenn ich fertig sei, könnte ich 

es wieder vorbeibringen. 

Ich versuchte zwar, Informationen zu bekom-

men, ob ich einen Anspruch habe auf Hilfe 

zum Beispiel für die Schule für meine Tochter 

oder auf Unterstützung, um den Hort zu 

bezahlen, da ich ja alleinerziehend bin und 

ein sehr niedriges Einkommen hatte, als ich 

hier ankam. Aber ich habe es nicht geschaff t. 

Es schien als wäre selbstständig gleich reich. 

Ich als Tänzerin und ohne Unterstützung 

der Künstlersozialkasse, kann man sich ja 

vorstellen wie reich. Also anscheinend haben 

Selbstständige keinen Anspruch auf Hilfen. 

Das habe ich zumindest so verstanden. 

Also, als ich hier ankam, dachte ich, es 

gäbe so etwas nicht. Ich habe zwei Jahre 

gebraucht, um das mit dem Kindergeld 

mitzubekommen. Ich habe das von einer 

Freundin erfahren, dass ich auch Anspruch 

auf Kindergeld hier habe. Ich dachte, man 

müsste irgendwo angestellt sein, in einem 

Unternehmen oder so, um Anspruch zu 

haben, also auf jede Art von Hilfen seitens der 

Regierung. 

Ekin, Mutter:

Ich war ein paar Mal in der Kindergeldkasse 

und habe auch Schwierigkeiten gehabt, 

weil ich nicht Deutsch reden konnte, auch 

nicht gut Deutsch verstehen konnte. Ich 

habe mich ganz schlecht gefühlt. Ich habe 

mich ganz klein, wie nix gefühlt.

Eine Leistung statt vieler? 

Chrysovalantou Vangeltziki: 

Das Stichwort wäre hier Kindergrundsiche-

rung. Alle Leistungen auf einer Ebene mit 

einem gewissen Sockelbetrag und einem 

Zusatzbeitrag, der je nachdem variiert, 

wie viel Einkommen die Eltern haben. Und 

natürlich muss das Existenzminimum des 

Kindes gesichert sein. Es gibt verschiedene 

Berechnungen, verschiedene Sichtweisen, 

aber es wäre eine Lösung, die man ange-

hen könnte. Alle Leistung würden endlich 

mal zusammengefasst, die Situation des 

Kindes muss dabei im Mittelpunkt stehen, 

die Leistungen müssen die konkrete Le-

benssituation verbessern. Eine Frage stellt 

sich mir bei der Beschäftigung mit diesem 

Thema: Wie kann man das Existenzmini-

mum des Kindes feststellen, ohne das der 

Eltern zu berücksichtigen? Wie bekommt 

man beides unter einen Hut? Wie kann 

man der Armut des Kindes entgegen treten 

ohne die Armut der Eltern in Vergleich zu 

setzen? 

Christian Schlindwein:  

Also ich kann mir sehr gut vorstellen, dass 

die Familienkasse die Kindergrundsiche-

rung ausführt. Insofern denke ich, dass das 

ein sehr guter Weg wäre. Wir sind bereit. 

Najim Boussouf:

Ich kann dem nur zustimmen. Ich habe 

das Bild von einer zugezogenen alleiner-

ziehenden Mutter vor mir, die dann vor 

den Behörden steht und nicht weiß, was 

ihr alles zusteht. Stellt sie den Antrag auf 

Kindergeld, stellt sie einen Antrag auf Kin-

derzuschlag, einen auf Wohngeld und auf 

Bildung-und-Teilhabe Leistungen? Dann 

muss sie noch mal in eine andere Behörde 

und einen Antrag auf Befreiung von den 

Kita-Gebühren stellen. Und dann gehen 

wir weiter zum Unterhaltsvorschuss. Und 

ja, welcher Mensch soll das wissen, dass 

einem all diese Leistungen zustehen?

Nuria Silvestre:

Schon beim Zuzug muss die Familiensi-

tuation vom Bürgeramt erfasst werden. 

Also ich gebe bei der Anmeldung an, ob 

ich ein Kind habe oder nicht. Und damit 

muss nicht später extra erfasst werden, ob 

mein Kind hier geboren ist oder nicht? Ich 

habe ein Kind. Ich bin eine Familie. Punkt. 

Ich sehe die Verantwortung der Behörden 

in diesem Moment der Anmeldung. Viele 

unterschiedliche Anlaufstellen kosten so 

viel Zeit, Energie und Geld. Und es kostet 

Geld und Aufwand für die Behörden, die 

sich mit einem Fall in unterschiedlichen 

Zusammenhängen beschäftigen müssen. 

Mit einer gebündelten Erfassung bei der 

Anmeldung hätte mit einer Fallbearbei-

tung, mit einem Blick, mit einer Frage am 

Anfang schon alles geklärt werden können.

Encarni Ramirez Vega:

Die große Chance der Kindergrundsiche-

rung liegt natürlich darin, dass die Famili-

enleistungen gebündelt würden und eben 

aus einer Hand kämen. Aber was eigentlich 

noch besser ist, Kinder könnten aus dem 

Sozialhilfeleistungen-System heraus-

kommen und wären damit keine Hartz IV 

Empfänger mehr. 

Christine Mühlbach:

Wir machen uns Gedanken und sind 

bereit für Veränderungen. Aber es hängt 

natürlich ganz wesentlich davon ab, was 

eine nächste Bundesregierung in das 

Stammbuch geschrieben bekommt von 

den Koalitionspartnern. Also die einfachste 

Variante wäre natürlich eine Integration 

von Kindergeld und Kinderzuschlag. Aber 

hier auf dem Podium wurden ja schon wei-

tergehende Wünsche geäußert, z.B. dass 

man auch möglicherweise den Unterhalts-

vorschuss mit integriert, Wohngeld oder 

Leistungen aus dem Bildungs- und Teilha-

bepaket. Das muss man dann sehen. Dann 

reden wir auch von anderen Summen als 

jetzt nur dem Kindergeld. In der Tat werden 

das dann Beträge sein irgendwo zwischen 

450 oder 480 Euro. Es braucht aber auch 

Infrastruktur-Leistung. Das heißt fl ächen-

deckender Ausbau von Ganztagsbetreu-

ung ohne fi nanzielle Zusatzbeteiligung, 

kostenloses Ganztagsangebot für Grund-

schulkinder und auch außerschulische 

Bildungsangebote. Warten wir also ab, was 

die nächsten Koalitionäre entscheiden. 

Und das Ministerium ist gefragt, Modelle 

durchzurechnen und die Umsetzung zu 

prüfen.

Chrysovalantou Vangeltziki:

Bei familienpolitischen Themen bleibt im-

mer die Frage, inwieweit beziehen sich die 

Politiker:innen auf Migration und Familie. 

Das ist leider nicht oft der Fall. Ich würde 

mir grundsätzlich wünschen, dass sich die 

Politik in Zukunft mehr mit migrantischen 

Familien auseinandersetzt und auch die 

Bedürfnisse der migrantischen Familien in 

ihre Vorhaben mit aufnimmt, damit deren 

Situation auch widergespiegelt wird. Wir 

haben einige Punkte hier diskutiert: von 

der Zusammenarbeit mit dem Innenminis-

terium, also die Besonderheit des Aufent-

haltsstatus, der Staatsangehörigkeit. Die 

Barrieren, die Zugänge, die Sprache, also 

all das, was migrantische Familien und 

ihre vielfältigen Lebenssituationen betriff t. 

Ich würde mir wünschen, dass das auch 

von der Politik erfasst und umgesetzt wird, 

und das Bundesfamilienministerium den 

Auftrag bekommt, auch dahingehend zu 

handeln.

Moderatorin: Carmen Colinas

Stimmen aus den Familien 
Im Vorfeld der Fachtagung entstand ein Videobeitrag mit Stimmen von Eltern und Berater:innen 

zum Thema Familienleistungen. Hier einige Auszüge.
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Corinna, Babylotsin:

Es ist schwierig, die Anträge zu verstehen, 

denn jedes Bundesland und jede Kommune 

hat wieder ihre eigenen Formulare. Es gibt 

z.B. einen Elterngeldantrag für Hessen, 

einen anderen für Rheinland-Pfalz und 

wieder ein anderes Formular für Baden-

Württemberg. Die sehen alle anders aus. 

Dann hat jede Kommune wieder ihren eige-

nen Wohngeldantrag. Hier eine einheitliche 

Struktur zu schaff en, wäre sehr hilfreich. 

Damit könnten sich Eltern in ganz Deutsch-

land zurechtfi nden.

Viele Eltern versuchen, den Antrag im 

Internet auszudrucken und kommen dann 

mit diesem schon teilweise ausgefülltem 

Formular zu uns Babylotsen, damit wir 

Ihnen helfen, den Antrag fertig auszufül-

len. Und dann stellt sich heraus, es ist ein 

Antrag aus Baden-Württemberg. Ja, den 

können wir leider nicht verwenden und 

müssen noch mal alles von vorne machen 

mit dem hessischen Formular. Ich verste-

he diese Unterschiede nicht, es sind doch 

die gleichen Leistungen mit den gleichen 

Voraussetzungen. Und trotzdem sieht der 

Antrag völlig anders aus. 

Viele Familien scheinen bestimmte Leis-

tungen nicht zu beantragen, weil sie sich 

nicht sicher sind, ob das eventuell einen 

negativen Einfl uss z.B. auf einen späteren 

Einbürgerungsantrag haben könnte. Dass 

das Kindergeld und Elterngeld davon 

ausgenommen ist, wissen viele Eltern nicht 

und trauen sie sich nicht, Leistungen zu 

beziehen, weil sie Angst haben, es könnte 

zu ihrem Nachteil ausgelegt werden.

Sara, Babylotsin:

Ja, wir Babylotsen informieren Familien 

schon darüber, was ihnen als Leistung 

zusteht, aber wir erreichen natürlich 

auch nicht alle Familien. Wir würden uns 

wünschen, dass eben auch Behörden mehr 

proaktiv auf die Familien zugehen und sie 

informieren, was sie beantragen können.

Allein den Elterngeldantrag vollständig 

auszudrucken, ist kompliziert. Es fängt da-

mit an, dass der Antrag einfach in verschie-

denen Dateien aufgeteilt ist und es müssen 

mehrere Dateien angeklickt werden, um 

den vollständigen Antrag auszudrucken.

Ich erlebe oft, dass den Eltern Informati-

onen fehlen und sie nicht wissen, wie sie 

einen Antrag stellen können und welche 

Unterlagen sie brauchen. Und der Kinder-

geldantrag ist beispielsweise in verschiede-

nen Sprachen schwierig zu fi nden. Es wäre 

wünschenswert, wenn die Zugänge zu den 

Anträgen einfacher werden.

Ein anderes Thema sind die Erstausstat-

tungsgelder, wenn man im ALG II Bezug 

ist. Diese erhält man nur auf Antrag, wenn 

dieser in der Schwangerschaft gestellt 

wurde. Beantragt man die Erstausstattung 

nach der Geburt des Kindes besteht kein 

Anspruch mehr.

Christian, Vater:

Mit meiner Frau habe ich zwei Kinder, wir 

sind beide selbstständig und aus diesem 

Grund haben wir uns frühzeitig selbst damit 

beschäftigt, welche Leistungen uns zuste-

hen. Also gerade Elterngeld Plus haben 

wir dann auch in Anspruch genommen, 

aber da haben wir uns von einer externen 

Beratungsfi rma beraten lassen, weil das 

doch schon sehr komplex ist, gerade für 

Selbstständige.

Haqmal, Berater:

Also, ich kenne keine Stelle, die mir gesagt 

hat, sowas gibt es. Aber von meinem Beruf 

her weiß ich natürlich, dass es Familienleis-

tungen gibt. Meine Frau und ich haben es 

schon vor der Geburt vorbereitet und die 

Formulare ausgefüllt.

Ich kenne viele migrantische Familien, z. B. 

aus Afghanistan, die wissen, dass es Un-

terstützung gibt. Aber wenn sie das in die 

Praxis umsetzen möchten, ist es sehr, sehr 

schwierig. Sie brauchen z.B. eine Geburts-

urkunde, um einen Kindergeldantrag zu 

stellen. Dafür müssen beide Eltern eine 

gültige Heiratsurkunde haben. Für viele 

gefl üchtete afghanische Familien wird ihre 

traditionelle Heiratsurkunde aus ihrem Hei-

matland in Deutschland nicht akzeptiert. 

Die Behörden prüfen dann, ob sie tatsäch-

lich ein Paar sind. Obwohl sie zusammen 

ein Kind haben und seit Jahren zusammen-

leben. Dann wird eine Identitätsprüfung 

gemacht. Viele Gefl üchtete haben oft 

keinen Pass oder andere gültige Papiere, 

das macht alles sehr schwierig.

Es wäre gut, wenn schon vor der Geburt 

eines Kindes, z. B. bei Schwangerschafts-  

kursen oder Untersuchungen es eine 

Anlaufstelle oder eine kleine Infobroschüre 

in den jeweiligen Sprachen gäbe und die 

werdenden Eltern diese bürokratischen Sa-

chen erledigen könnten. Wenn erst das Kind 

da ist, dann ist es meist sehr stressig, sich 

gleichzeitig um Papiere und das neugebo-

rene Kind zu kümmern.

FÜR EINEN GUTEN START FÜR SIE UND IHRE FAMILIE: 

BABYLOTSE IN FRANKFURT 

Babylotsinnen sind qualifi zierte Sozialpädagoginnen, 

die direkt auf den Entbindungsstationen aller Geburts-

kliniken in Frankfurt erreichbar sind. Sie beraten Mütter 

und Familien in der Zeit rund um die Geburt und vermit-

teln bei Bedarf an die Angebote der Frühen Hilfen.

www.kinderschutzbund-frankfurt.de/babylotse



26   |    WA S  B R AU C H E N  FA M I L I E N ?

Familienleistungen nur für »Familie Mustermann«? 
Beobachtungen aus der Praxis einer transkulturellen Beratungsstelle für Migrant:innen und ihre Familien

Im transkulturellen Beratungszentrum FIM – Frauenrecht ist Menschenrecht e.V. 

in Frankfurt am Main erhalten Migrant:innen und ihre Familien Rat und Unterstüt-

zung in schwierigen Lebenslagen. Ein immer wiederkehrendes Thema ist dabei 

die Sicherung des Lebensunterhalts – und damit die Beantragung von Familien-

leistungen. Unserer Erfahrung nach ist das für viele migrantische Familien mit 

spezifi schen Hürden verbunden. 

Bürokratismus

Vielen migrantischen Eltern fällt es 

schwer, einen Überblick über die beste-

henden Familienleistungen zu bekom-

men, weil sie nicht wissen, an welchen 

Stellen Unterstützung geboten wird, oder 

weil die Antragsverfahren – vor allem 

für Elterngeld – einfach zu kompliziert 

sind. Da viele die Anträge allein gar nicht 

ausfüllen können, greifen sie oft auf die 

Hilfe von Menschen aus der Community 

zurück, die dafür viel Geld verlangen und 

oft Fehler machen. Ein weiteres großes 

Problem: Leistungen, die an unterschied-

lichen Stellen beantragt werden müssen, 

werden gegeneinander verrechnet. 

Bezieht die Familie zum Beispiel ALG-II-

Leistungen, so kommt es vor, dass das 

Kindergeld davon abgezogen wird, selbst 

wenn ihr Antrag auf Kindergeld noch 

nicht bewilligt wurde. Für die Familien 

bedeutet dies, dass sie monatelang we-

niger Geld erhalten, als zur Deckung des 

menschenwürdigen Existenzminimums 

angesetzt wird.

Vorbehalte gegenüber bestimmten 

Gruppen

In unserer Beratungspraxis zeigt sich im-

mer wieder, dass Menschen je nach ihrer 

Herkunft von den Behörden sehr unter-

schiedlich behandelt werden. Allein auf-

grund der Staatsbürgerschaft wird zum 

Beispiel Rumän:innen und Bulgar:innen 

tendenziell Betrug und Leistungserschlei-

chung unterstellt. Um das aufzudecken, 

werden mehr Unterlagen angefordert 

als bei anderen Antragsteller:innen. Eine 

unserer rumänischen Klient:innen musste 

für ihren Antrag auf Kindergeld neben 

den üblichen Anlagen und Arbeitgeber-

bescheinigungen zusätzlich elf weitere 

Nachweise erbringen, darunter die 

Bescheinigung über Rundfunkbeiträge, 

Belege über Mietzahlungen sowie den 

Vertrag mit dem Energieversorger. Das ist 

bei weitem kein Einzelfall und weist auf 

eine strukturell verankerte Haltung hin. 

Mangelnde Berücksichtigung 

familiärer Konfl ikte

Gerade in besonders gelagerten Fällen 

scheitert die Antragsstellung oft an einer 

fehlenden Kooperation der Familienkas-

sen: Eine junge Klientin war aus ihrem 

Elternhaus gefl ohen, weil ihre Familie im 

Namen der »Ehre« Gewalt gegen sie aus-

geübt hatte. Wir unterstützten sie dabei, 

zu beantragen, dass das Kindergeld zu-

künftig nicht mehr an ihre Eltern, sondern 

an sie ausgezahlt wird – die Familienkasse 

jedoch verlangte für diesen Antrag eine 

Bestätigung der Eltern, obwohl sie über 

die familiäre Situation informiert war. 

Auch wenn Mütter nach einer Trennung 

an Stelle des Vaters als Kindergeldberech-

tigte registriert werden möchten, werden 

oft Unterlagen verlangt, die angesichts 

des akuten familiären Konfl ikts nur 

schwer zu beschaff en sind, wie etwa die 

Zustimmung des Vaters, eine Trennungs-

vereinbarung oder ein Schreiben vom 

Jugendamt. Das führt dazu, dass die Bear-

beitung sich oft sehr lange hinzieht und 

die Familie in dieser Zeit ohne Kindergeld 

auskommen muss.

Fazit: 

Die Struktur produziert Ausschlüsse

Der Zugang zu Familienleistungen ist 

auf die »Musterfamilie« zugeschnitten: 

Vater, Mutter und Kind leben gemeinsam 

in geordneten Verhältnissen, sind gut 

organisiert und geübt im Umgang mit 

Bürokratie und Amtssprache. Abweichung 

von dieser Norm führt zu Misstrauen und 

schwer erfüllbaren Forderungen. Dabei 

entsprechen schon viele autochthone 

Familien nicht diesem Bild. Zugewanderte 

Familien, die durch Flucht und Migration, 

aber auch einfach durch geringe Sprach-

kenntnisse und mangelnde Erfahrung mit 

sozialstaatlichen Institutionen erst recht 

nicht in dieses Muster passen, sind durch 

diese Hürden besonders benachteiligt 

und erhalten oft nicht die Leistungen, die 

ihnen für die Sicherung des Lebensunter-

halts und der sozialen Teilhabe zustehen.

Wie kann es besser gehen?

Der Diversität der Lebensformen muss 

im gesamten Antragsprozess Rechnung 

getragen werden – dazu gehören auch 

Konfl ikte und Zerwürfnisse als Teil 

familiärer Realität. Strukturell verankerte 

Stigmatisierung und Diskriminierung, 

zum Beispiel aufgrund von Nationalität 

oder Gruppenzugehörigkeit, müssen aus 

den Prozessen getilgt werden. Die Ämter 

sollten es als ihren Auftrag verstehen, 

den Zugang für Leistungsberechtigte zu 

verbessern – etwa durch feste, niedrig-

schwellige Beratungsangebote. 

Auch die Digitalisierung des Antrags-

verfahrens würde zur Zugänglichkeit 

beitragen. Über diese konkreten Maßnah-

men hinaus würde die Zusammenfassung 

aller Familienleistungen im Sinne einer 

Kindergrundsicherung alle Familien ent-

lasten, vor allem aber die Teilhabechancen 

benachteiligter Familien mit geringem 

Einkommen verbessern und Kindern den 

Ausstieg aus dem stigmatisierenden ALG-

II-Bezug ermöglichen.

Encarni Ramirez Vega und Shirin Moghaddari

FIM e.V.  www.fi m-frauenrechte.de



Erwerbsarbeit mit existenzsichernden Ge-

hältern und entsprechenden monetären 

Unterstützungsleistungen für Familien. 

Diese Vielfältigkeit ist gut und richtig, 

aber es braucht dringend Reformen, um 

die einzelnen Bausteine zielgerichtet auf 

Familien in belastenden Lebenslagen 

auszurichten. 

Komplexität der fi nanziellen 

Unterstützungsleistungen

Gerade die monetären Unterstützungs-

leistungen sind von einem Nebeneinan-

der unterschiedlicher Rechtssysteme und 

Sozialgesetze geprägt und dadurch büro-

kratisch und sozial ungerecht: Den Kern 

des derzeitigen Familienlastenausgleichs 

bildet das im Einkommensteuerrecht 

verankerte duale System aus Kinderfrei-

beträgen und Kindergeld. Ziel ist hierbei 

eine Verminderung der Steuerpfl icht, um 

Unterhaltspfl ichten gegenüber Kindern 

nachkommen zu können. Darüber hinaus 

werden Familien durch direkte monetäre 

Transfers wie z.B. das Elterngeld, den 

Kinderzuschlag, den Unterhaltsvorschuss 

oder den Kind-bedingten Anteilen beim 

Bezug von ALG II (Sozialgeld, Kosten der 

Unterkunft) oder von Leistungen nach 

dem Asylbewerber-Leistungsgesetz 

(AsylbLG) unterstützt, wobei hier die 

ohnehin schon viel zu niedrigen Harz 

IV-Sätze teil- bzw. zeitweise noch un-

terschritten werden. Insbesondere die 

Regelsätze nach SGB XII und, daraus ab-

geleitet, SGB II dienen der Sicherung des 

kindlichen Existenzminimums. Sie sind 

gleichzeitig auch wesentliche Grundlage 

des steuerrechtlichen Existenzminimums 

(u.a. des Kinderfreibetrags), welches 

jedoch mit steigendem Einkommen um-

fangreicher ausgestaltet wird, v.a. durch 

den steuerlichen Freibetrag für Bildung, 

Erziehung und Ausbildung (BEA), der im 

Sozialrecht keine ausreichende Entspre-

chung hat. Diese enge Verknüpfung von 

steuer-, familien- und sozialpolitischen 

Förderinstrumenten generiert ein unüber-

sichtliches Nebeneinander an Leistungen. 

Sie müssen an unterschiedlichen Stellen 

beantragt werden, führen zu Schnittstel-

lenproblemen und folgen unterschiedli-

chen Auszahlungszeiträumen.

Die Familienförderung vom Kopf 

auf die Füße stellen!

Gemeinsam mit dem Bündnis KINDER-

GRUNDSICHERUNG wollen wir dieses 

Nebeneinander von Leistungssystemen 

durchbrechen und die Familienförderung 

mit einer Kindergrundsicherung vom 

Kopf auf die Füße stellen. Unser Modell 

sieht vor, dass jedem Kind monatlich 

695 Euro zustehen - dieser Betrag ent-

spricht dem aktuell geltenden Kinder-

Existenzminimum für den sächlichen 

(Wohnen, Kleidung, Essen) sowie den 

sozio-kulturellen (Bildung, Erziehung, 

Ausbildung) Bedarf im Steuerrecht. Bei 

hohem Familieneinkommen wird ein 
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Seit vielen Jahren hält sich in Deutschland Kinderarmut hartnäckig auf hohem 

Niveau. Derzeit gelten etwa 20 Prozent als armutsgefährdet, das sind knapp drei 

Millionen Kinder und Jugendliche. Da viele Leistungen viel zu kompliziert gestal-

tet, mit hohem bürokratischem Aufwand verbunden und diskriminierend für die 

Familien sind, liegt die »Dunkelziff er« der Armut durchaus noch höher.  

Besonders gefährdet sind Kinder und Ju-

gendliche, die bei einer alleinerziehenden 

Mutter aufwachsen, die in Haushalten le-

ben, in denen die Eltern langzeitarbeitslos 

sind oder mit zwei oder mehr Geschwis-

tern. Dabei schützt die Arbeit der Eltern 

immer weniger vor Armut: Mittlerweile 

lebt gut die Hälfte aller Kinder im SGB II 

in einer Familie, in der mindestens ein 

Elternteil einer Erwerbsarbeit nachgeht, 

viele von ihnen sind sogar sozialversi-

cherungspfl ichtig beschäftigt. Ob die 

Familie oder einzelne Mitglieder einen 

so genannten »Migrationshintergrund« 

haben, ist übrigens nicht vordergründig 

relevant für die Armutsbetroff enheit. 

Vielmehr führen strukturelle Diskriminie-

rungen bspw. auf dem Arbeitsmarkt oder 

im Bildungssystem dazu, dass die Armut 

hier besonders weit verbreitet ist.

Um die Folgen von Kinderarmut zu be-

heben und langfristig allen ein chancen-

gerechtes Aufwachsen zu ermöglichen 

brauchen Kinder, Jugendliche und ihre 

Familien ein ganzes Set an guten Rah-

menbedingungen: Eltern brauchen gute 

und existenzsichernde Arbeit, Familien 

brauchen Zeit füreinander und es müssen 

gute und armutssensible Angebote der 

Begleitung, Förderung und Bildung vor 

Ort bereitstehen. Dabei darf nicht verges-

sen werden: Armut hat dort ihren Anfang, 

wo das Geld fehlt. Damit gesellschaftliche 

Teilhabe von Kindern, Jugendlichen und 

ihren Familien gelingt, muss auch ihre 

wirtschaftliche Existenz gesichert sein.

Wir brauchen eine sozial gerechte 

Familienpolitik!

Kinderarmut hat ein eigenes Gesicht: 

Armut grenzt aus, Armut macht krank, 

Armut vermindert die Teilhabechancen 

von Millionen Kindern und Jugendlichen. 

Trotz dieser langjährigen Erkenntnisse 

wurden bislang politisch eher Stellschrau-

ben an einer Vielzahl von Maßnahmen 

und Leistungen gedreht, die nicht oder 

nur zum Teil bei denjenigen ankommen, 

die sie dringend brauchen und die die so-

ziale Schere eher weiter aufgehen lassen, 

als sie zu schließen.

Das »Familienentlastungsgesetz«, welches 

in der vergangenen Legislaturperio-

de vordergründig für eine Erhöhung 

des Kindergeldes gesorgt hat, ist eine 

Förderung mit der Gießkanne, indem es 

durch die Erhöhung auch der Kinderfrei-

beträge vor allem Steuererleichterung für 

Familien schaff t, die teuer sind und einer 

gerechten Familienförderung diametral 

entgegenlaufen. Durch die Kinderfreibe-

träge werden vor allem gutverdienenden 

Familien um bis zu 100 Euro mehr entlas-

tet als Familien mit weniger Einkommen. 

Das Kindergeld ist zwar eine bekannte 

und einfache Leistung, kommt jedoch bei 

vielen Familien gar nicht an, weil es mit 

anderen Leistungen wie dem Sozialgeld 

oder Unterhalt verrechnet wird. Familien 

im SGB II Bezug oder Alleinerziehende 

haben nichts von einer Erhöhung.

Das »Starke Familien Gesetz«, mit wel-

chem ebenfalls in der vergangenen 

Wahlperiode der Kinderzuschlag und das 

Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) verbes-

sert wurden, war hier nur ein »Tropfen auf 

den heißen Stein«. Die Summe aus maxi-

maler Höhe des Kinderzuschlags erreicht 

zusammen mit dem Kindergeld nicht 

einmal annäherungsweise den Betrag, der 

Kindern und Jugendlichen aus Familien 

mit guten Einkommen steuerrechtlich als 

Bedarf zuerkannt wird. Und auch die Leis-

tungen des BuT sind, trotz Vereinfachun-

gen, nach wie vor so kompliziert, dass die 

Inanspruchnahme bspw. im Bereich der 

»sozialen und kulturellen Teilhabe« (15 

Euro pro Monat für den Sportverein oder 

die Musikschule) mit Quoten von teilwei-

se unter 10 Prozent in einigen Kommunen 

beschämend gering ist. 

Um Kinder- und Familienarmut zu be-

kämpfen, braucht es vielfältige Förder-

instrumente. Diese reichen von Frühen 

Hilfen durch aufsuchende Sozialarbeit 

über armutssensible und leicht zugäng-

liche Infrastrukturangebote bis hin zu 

geschlechtergerechten Zugängen zu 

Warum wir eine Kindergrundsicherung brauchen!
Beobachtungen aus der Praxis einer transkulturellen Beratungsstelle für Migrantinnen* und ihre Familien
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Das Zukunftsforum Familie e.V. (ZFF) ist als familienpolitischer Fachverband 2002 vom 

Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt (AWO) gegründet worden. Gemeinsam mit 

seinen 74 Mitgliedern (Gliederungen der AWO, weitere Verbände, Selbsthilfeinitiativen, 

Einzelpersonen) setzt es sich für eine sozial gerechte und auf Vielfalt ausgerichtete 

Politik für Familien ein.

Von Beginn an, seit 2009, arbeitet das ZFF mit im Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG, 

in welchem mittlerweile 17 Verbände und 13 Wissenschaftler*innen gemeinsam 

für eine umfassende Reform der Familienförderung eintreten (www.kinderarmut-

hat-folgen.de).

Kontakt: info@zukunftsforum-familie.de; www.zukunftsforum-familie.de   

Umfrage AGF Hessen zu »Familienfördernden 
Leistungen und Kindergrundsicherung« 

Umfrage der AGF Hessen zu
„ Familienfördernden Leistungen 

und Kindergrundsicherung“

* Die Umfrage wurde im Zeitraum 28.09.2021 

 bis 18.10.2021 online (Lamapoll) 

 mit 302 Teinehmer:innen durchgeführt.

Mindestbetrag von 330 Euro ausbezahlt - 

dies entspricht der derzeitigen Höhe der 

maximalen Entlastungswirkung durch 

den Kinderfreibetrag. Mit sinkendem 

Einkommen steigt der Auszahlungsbe-

trag an auf maximal 695 Euro. So würden 

arme Kinder besser gefördert als heute 

und die reichen Haushalte hätten nicht 

weniger. Im Vergleich zum bisherigen 

System bleibt eine Finanzierungslücke 

von ca. 22 Mrd. Euro, eingerechnet sind 

hier die Einsparungen von Kindergeld, 

Kinderfreibetrag, Sozialgeld und weiteren 

Leistungen. Betrachtet man hingegen 

die hohen gesellschaftlichen Folgekosten 

eines kindlichen Aufwachsens in Armut 

erscheint uns dies ein kleiner Preis! 

Wir wissen aus vielen Studien: Mehr Geld

 in den armen Familien kommt bei den 

Kindern an. Die Zeit ist reif für einen 

grundlegenden Systemwechsel in der 

Familienförderung, indem uns endlich 

jedes Kind gleich viel wert ist!

Der »Neustart« in der Familienförderung 

steht an

Trotz einiger Reformbemühungen in den 

vergangenen Jahren hat sich die Armut 

von Kindern, Jugendlichen und Famili-

en in Deutschland, einem der reichsten 

Länder der Erde, nicht verringert. Die 

Erfahrungen in der Corona-Pandemie 

verstärken dies, indem arme und armuts-

betroff ene Familien sich erst recht als 

marginalisiert wahrnehmen und auch für 

ihre Kinder pessimistisch in die Zukunft 

schauen. 

Vor diesem Hintergrund möchte nun die 

neue Bundesregierung einen »Neustart« 

in der Familienförderung wagen, so steht 

es im frisch vorgelegten Koalitionsvertrag. 

In einer Kindergrundsicherung sollen 

verschiedene Leistungen wie das Kinder-

geld, die Regelsätze für Kinder aus dem 

SGB II und XII, der Kinderzuschlag und 

pauschalierbare Teile des BuT zusammen-

gefasst werden. Grundlage für die Höhe 

der Kindergrundsicherung soll ein neu 

zu berechnendes Existenzminimum von 

Kindern und Jugendlichen sein. Dies wäre 

ein wesentlicher Schritt auf dem Weg zu 

einer Kindergrundsicherung und würde 

Millionen von Kindern und Jugendlichen 

bessere Perspektiven schaff en!

Es fehlt der Einbezug der Steuerfreibeträ-

ge und damit das Bekenntnis dazu, end-

lich Schluss zu machen mit der »Einsortie-

rung« und unterschiedlichen Förderung 

von Kindern je nach fi nanzieller Herkunft. 

So bleibt auch dies nur ein Schritt, wenn 

auch ein großer, auf dem Weg zur sozialen 

Gerechtigkeit in der Familienförderung.

Britta Altenkamp, MdL 

Vorsitzende des Zukunftsforum Familie e.V. 

Familienpolitische Leistungen und Kindergrundsicherung

Ergebnisse aus einer Umfrage* der Arbeitsgemeinschaft der 

Familienorganisationen in Hessen (Agf ). 

Federführender Verband war hier der VAMV LV Hessen

Bekanntheit der Leistungen + Informationsstand

95 Prozent kennen Kindergeld

89 Prozent kennen Elterngeld

69 Prozent kennen Kinderzuschlag

67 Prozent kennen BuT (Bildung- und Teilhabepaket), 

aber nur 32 Prozent nutzen es tatsächlich 

(Anspruch hätten 60 Prozent)

Nur 16 Prozent fühlten sich gut / sehr gut informiert

Kindergrundsicherung

Nur 14 Prozent der Befragten kennen verschiedene Vorschläge 

zur Kindergrundsicherung. Die Befragten wünschen sich:

» Kindergrundsicherung muss ausreichend hoch und existenz-

sichernd sein (mind. 600€)

» Informationen zu Leistungen müssen verständlich und ohne 

Hürden bereitgestellt werden. 

» Antragverfahren müssen vereinfacht und beschleunigt wer-

den
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Fachzentrum Mehrsprachigkeit
Information – Beratung – Qualifi kation

Für viele Familien in Deutschland gehören 

mehrere Sprachen selbstverständlich zu 

ihrem Alltag. Diese gelebte Mehrsprachig-

keit fi ndet jedoch wenig Beachtung in Kita, 

Schule und Gesellschaft. 

Im Fachzentrum Mehrsprachigkeit fi nden 

mehrsprachige Eltern, Kinder und Jugend-

liche einen »Raum« für den Austausch 

unter einander. Wir beraten und begleiten, 

informieren und qualifi zieren sowohl Fami-

lien als auch Fachkräfte.

Eltern fragen:

» Wie kann ich meine Muttersprache(n) 

weitergeben?

» Welches Modell mehrsprachiger 

Erziehung passt zu uns?

» Welche Bedeutung haben Familien-

sprachen in Kita und Schule?

» Wo fi nde ich mehrsprachige Bücher 

und Materialien?

Fachkräfte fragen:

» Wie kann ich die Familiensprachen 

der Kinder gut wertschätzen?

» Wie kann ich die Kinder bei ihrer 

Mehrsprachigkeit fördern?

» Wie passt Mehrsprachigkeit und 

Sprachförderung zusammen?

» Wie kann ich Eltern bei der mehr-

sprachigen Erziehung unterstützen?

Unsere Zielsetzung:

» Individuelle sprachliche 

Kompetenzen stärken

» Ressourcenorientiert und 

empowernd ansetzen

» Sensibilisieren für (Sprachen-)

Diskriminierung 

» Netzwerke zur mehrsprachigen 

Erziehung bilden

Unsere Angebote:

Kontakt:

Dr. Marie Leroy & Selma Walther

Tel: 069 / 713 756 17

Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V.

Ludolfusstraße 2–4, 60487 Frankfurt

leroy@verband-binationaler.de

Je consulte aussi en français.

También consulto en español.

Consulto anche in italiano.

I also off er counseling in english.

walther@verband-binationaler.de

Danışmanlık hizmetimiz türkçede 

de mevcut.

بالعربیة المشورة اقدم ایضا انا.
I also off er counseling in english.

www.verband-binationaler.de/projekte /

fachzentrum-mehrsprachigkeit



Gooding – Dein Beitrag zählt!
Einkaufen und gleichzeitig die Arbeit des Verbandes unterstützen

Du kaufst Geschenke, Kleidung, 

Schuhe, Musik und vieles mehr im 

Internet in deinem Onlineshop? Ab 

jetzt könnt Ihr Euren gewohnten 

Einkauf durch www.gooding.de

vornehmen. Gleichzeitig spendet 

Euer Onlineshop nach Eurem Ein-

kauf einen Betrag an uns. 

Und so funktioniert es:

• Auf www.gooding.de gehen

• Den Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V. als 

unterstützendes Projekt auswählen

• Gewünschten Onlineshop auswählen

• Wie gewohnt shoppen.

Von Eurem Einkaufswert gehen dann 

anteilig Spenden an den Verband,

ohne dass für Euch die bestellte Ware 

teurer wird.

Übrigens: wir haben jetzt für Ihre schnelle und direkte Online-Spende auch ein Spendenkonto bei PayPal: 

https://www.paypal.com/donate/?hosted_button_id=KDQ2KX5FGCX7J
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deutschen Familienorganisationen (AGF)
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Wir wollen auch zukünftig für Sie da sein, Ihnen Angebote 

für Ihre Anliegen off erieren, für Sie öff entlich und gegenüber 

politisch Verantwortlichen sichtbar auftreten und uns stark 

machen für eine Gesellschaft in Vielfalt.

Dafür brauchen wir Sie und Ihre Unter stützung. 

Sagen Sie Ja zu unserer Arbeit!

Unser Verband hat starke Mitglieder, die Erfahrungen im 

binatio nalen / bikulturellen Zusammenleben haben 

und wissen: Das, was wir im Kleinen leben, benötigt 

die Welt im Großen gerade ganz dringend. 

Zuhören – Aushalten – Aushandeln – 

gemeinsam erfolgreichzusammen leben!

Werden Sie (Förder-)Mitglied – 

werden Sie Teil einer starken Gemeinschaft!

Wir machen uns stark für Sie und Ihre Familien.

Kennen Sie noch andere Interessierte? 
Erzählen Sie von uns! Nur gemeinsam

sind wir stark und können die Welt 
positiv verändern!
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Das Projekt PowerTalks – 

jung, stark, migrantisch

Was bewegt binationale / 

migrantische junge Menschen? 

Wir geben Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen einen 

Raum, mit einander zu reden. 

Für Empowerment.



Als »interkultureller« Familienverband 

arbeiten wir bundesweit als Interessen-

vertretung an den Schnittstellen von 

Familien-, Bildungs- und Migrations-

politik. Es ist uns wichtig, dass Men-

schen ungeachtet ihrer Hautfarbe oder 

ihrer Herkunft sozial und rechtlich 

gleichgestellt werden. 

Unser Anliegen ist es, das Zusammen-

leben in Deutschland gleichberechtigt 

und zukunfts weisend zu gestalten. 

Wir arbeiten als gemeinnütziger Verein

mit Büros in Berlin, Bonn, Bremen, 

Frankfurt, Hamburg, Hannover, Leipzig 

und München. In 12 weiteren Städten 

stehen ehrenamtlich Engagierte als 

Ansprechpart ner:innen zur Verfügung. 

Wir sind Mitglied im Paritätischen 

Wohlfahrtsverband, im Deutschen 

Frauenrat, in der Arbeitsgemeinschaft 

der deutschen Familienorganisationen 

(AGF) und im Forum Menschenrechte. 

Wir engagieren uns im Forum gegen 

Rassismus und im Netz gegen Rassismus. 

Auf europäischer Ebene arbeiten wir 

mit der Europäischen Koordination 

für das Recht der Migrant:innen auf 

Familienleben (CE) zusammen und 

sind in der enb, dem European Net-

work for Binational/Bicultural Couples 

& Families vertreten.

Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V.

Ludolfusstraße 2–4  |  60487 Frankfurt am Main

www.verband-binationaler.de

Verband binationaler Familien und Partnerschaften

Ludolfusstraße 2–4, 60487 Frankfurt am Main
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 Was brauchen Familien? 
Familienpolitische Leistungen und gleichberechtigte Teilhabe 

von Familien mit Migrationsgeschichte 

D O K U M E N TAT I O N  D E R  FAC H TAG U N G

Wie? Wo? Wieviel?

Wer bekommt Was?

Zugang? Kindergeld?

Elterngeld?

Kinderzuschlag

Zugang 
zu Bildung


